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Sozialdemokratiſcher Parteitag zu Breslau.
2. Verhandlungstag, am 8. Oktober.

Vormittagsſitzung.
Den Vorſitz führt Genoſſe Segitz Nürnberg.
Auf Antrag von Antrick- Berlin namens der Mandats-

Prüfungskommiſſion wird das Mandat des Dr. Rüdt für er
loſchen erklärt, da Rüdt aus der Partei ausgeſchloſſen worden iſt.

Bericht über die parlamentariſche Thätigkeit er
e

Genoſſe Wurm. An der Hand der parlamentariſchen Vor
tgmniſſe des letzten Jahres weiſt Redner nach, wie die Gegner
alle Anſtrengungen machen, die parlamentariſche Bedeutung unſerer
Partei herabzudrücken. Der Umſturzfeldzug iſt zwar jämmerlich
mißglückt, aber der Gedankengang, aus dem heraus er geboren
worden iſt, bethätigt ſich fortgeſetzt bei jeder Gelegenheit. Auf
den „Kampf mit geiſtigen Waffen“ wird ſchon längſt verzichtet.
Es war Herr v. Stumm, der im Reichstage offen heraus erklärte,
die Sozialdemokratie ſolle mit der Gewalt bekämpft werden.
Alle Anträge der Sozialdemokraten werden abgelehnt und zwar
von allen Parteien. Auch die freiſinnige Partei läßt ſich dabei
willig ins Schlepptau der Reaktionäre nehmen. Wie wir mit dem
Zreiſtnn dran ſind, wiſſen wir. Gerade in Breslau herrſcht der
reiſinn in der Stadtverwaltung, trotzdem wird den Arbeitern

die Teilnahme an den Stadtverordneten Wahlen verwehrt, trotz
dem beſteht hier noch die drückende Mahl- und Schlachtſteuer,
die vom freiſinnnigen Programm ausdrücklich verworfen werden.

Kann die Sozialdemokratie infolge ihrer geringen Stärke auch
im Reichstag nicht viel poſitiv erreichen, ſo iſt das doch die
Stätte, an der noch ein freies Wort geſagt und ins Land hinaus-
erufen werden kann. Die parlamentariſche Vertretung unſerer
artei wird ſich ſtets ihrer in bewußt ſein und feſtſtehen,

mag kommen, was will. Daß die Genoſſen mit dem Verhalten
der Fraktion einverſtanden ſind, beweiſen die zu dieſem Punkte der
Tagesordnung vorliegenden Anträge und die in Parteiverſamm
lungen gefällten Urteile.

Zur Diskuſſion ſtehen mit die Anträge 88—-100 und 106. An
trag 88, der das Halten von Ammen verboten wiſſen will, wird
nicht genügend unterſtützt und fällt darum weg. Alle anderen
Anträge finden genügende Unterſtützung und ſtehen darum mit
zur Verhandlung.

Außerdem liegt der Antrag vor, daß alle ſozialdemokratiſchen
Abgeordneten des Reichstags, der Landtage und in den Gemeinde
vertretungen bei den Schlußabſtimmungen gegen den Geſamt-
haushalt zu ſtimmen haben.

Antrag 89 verlangt obligatoriſche z der Gewerbe
erichte und Ausdehnung derſelben auf die Dienſtboten und länd
en Arbeiter.ntrag 90 will die Reichstagsfraktion verpflichten, jedes Jahr

den Antrag auf Einführung des Achtſtundentags und eines Mini-
mallohnes zu erneuern.

Antrag 91 verlangt, daß jährlich im Reichstage die Erklärung
des 1. Mai als Feiertag gefordert wird.

Antrag 92 tritt für die Gleichberechtigung der Frauen mit den
Männern ein. Der Antrag wird von der Genoſſin Klara Zetkin
Stuttgart eingehend begründet. Jn ſcharfen Strichen weiſt ſie
nach, wie auf privatrechtlichem Gebiete die Frau noch heute faſt
rechtlos iſt. Dieſer Zuſtand wird um ſo unnatürlicher und un
erechter, als jährlich Wir und mehr die Frauen von dem Familien
eben losgelöſt und als ſelbſtändige Arbeiterinnen dem Kapitalis-

mus ſchutzlos preisgegeben werden. Die Klaſſengeſetzgebung kommt
bei der geſetzlichen Rechtloſigkeit der Frauen am kraſſeſten zum
Ausdruck; die Frau wird noch als Untergebene des Mannes
betrachtet. Auch der Entwurf des neuen Geſetzbuches
zählt das uneheliche Kind nur der Familie der Mutter zu. Dadurch
wird den reichen Wüſtlingen noch mehr Vorſchub geleiſtet als bis
her, und die Rechte der Frauen werden noch mehr benachteiligt.
Das ungeheure moraliſche Elend der Proſtitution, die große Sterb-
lichkeit unter den unehelichen Kindern, die furchtbare Engelmacherei,

10) Germinal.Sozialer Roman von Emil Zola.
[Nachdruck verboten.

Alle ſchwiegen. Jeder ging an ſeine Arbeit.
n dieſer Stunde wühlten an ſiebenhundert Bergleute in dieſem

rieſigen Ameiſenhaufen, das t 7 Geſtein nach allen Richtungen
durchnagend, wie der Wurm im alten Helse frißt. Und in dieſer
ſtill vergrabenen Nacht hätte derjenige, der ſein Ohr an den Felſen
lehnte, das Kramen all' dieſer s Jnſekten vernommen,
hätte alle Geräuſche gehört von dem Auf und Niederſchwirren
des Grubenſeiles bis zu demſewigen Ticktack der, eiſernen Keilhauen,
welche die Kohle brechen und berſten.

Stephan wurde, fich umdrehend, Pfallia dicht an Katharinen
gedrängt diesmal aber fühlte er die Rundung ihres Buſens und
verſtand plötzlich jene Wärme, die ihr Arm ihm mitgeteilt hatte.

„Ach, Du biſt ein Mädchen flüſterte er verdutzt.
Sie antwortete mit ihrem munteren Lächeln auf den Lippen,

ohne zu erröten:
„Gewiß! Aber Du haſt Zeit gebraucht, um es zu merken

Drittes Kapitel.
Das aufſteigende Firs die Kohlenader, war an derStelle, wo Maheu und feine enoſſen arbeiteten, nicht dicker, als

vielleicht fünfzig Zentimeter. Die vier Zexer mußten bei ihrer
Arbeit mit gebogenem Nacken auf der Seite liegen und im er-

obenen Arme ihre kurze Haue halten, während ſie ſich mit den
llenbogen und den Knieen in dem ausgehauenen Loche vor

wärtsſchoben. Jedem war ein Raum von vielleicht vier Meter
Länge zuerteilt; Bretter trennten ſie, um das Rollen der Kohle
zu verhindern. Zu unterſt lag Zacharias, höher hinauf kam Le
vaque, dann Chaval und ganz oben endlich arbeitete Maheu.

s galt, die Kohle aus ihrem ſchmalen Bette herauszuſchälen.
Man machte erſt ein Loch unter dem Lager dann, wenn die Ader
unten Poßgelegt war, hieb man zwei vertikale Einſchnitte, trieb
ſein Eiſen in den oberen derſelben und platzte den ganzen Block
herab. Die Kohle war fett, das abgetriebene Stück zerbrach und
die Brocken rollten dem Häuer über Leib und Beine bis hinab zu
dem Brette. Dort ſtaute ſichs nach und nach; der Mann ver
ſchwand dahinter, wie eingemauert in dem ſchmalen Spalt.

Maheun hatte den ſchwierigſten Poſten. Dort oben wuchs die

Donnerstag den 10. Oktober 1895.

das alles macht es unerläßlich, daß in der Richtung der Anträge
vorgegangen wird. Und es wird großen Eindruck machen, wenn
die Gegner ſehen, hinter der Fraktion, welche die Anträge ein
bringt, ſteht der ausdrücklich erklärte Wille von 1 Millionen
Wähler. (Bravo.)

Antrag 93 verlangt Ausdehnung der Alters-, Kranken und
Jnvalidenverſicherung auf die Heim arbeiter.

Antrag 94, begründet von Gen. KeilMannheim, verlangt
Vereinheitlichung aller Sozialgeſetze Kranken Unfall, Alters
und Jnvalidenverſicherung).

Antrag 95, begründet von Thomas Rirxdorf, verlangt die
Herabſetzung der Zeit für den Genuß der Altersrente von 70 auf
60 Jahre. Die Ausſicht auf Durchbringung des Antrags iſt zwar

aber wenn die Gegner ihn ablehnen, ſo ſehen doch die
rbeiter wieder, woran ſie mit den Herren ſind.
Antrag 96 wird vom Genoſſen Rohrlack- Berlin begründet.

Er verlangt, daß aus S 154 der Gewerbe Ordnung der Paſſus
entfernt wird, „daß die weiteren Beſtimmungen über den Arbeiter
ſchutz vom Kaiſer und vom Bundesrat getroffen werden ſollen.“
Weiter wird beantragt die Einführung weiblicher Fabrik-
inſpektoren und eine beſſere Regelung der Thätigkeit der Ge-
werbeaufſichtsbeamten, deren Macht und Recht weſentlich erweitert
und ihr Swrh dadurch gehoben werden ſoll. Die Wahl dieſer
Jnſpektoren ſoll zur Hälfte von den Arbeitern und zur Hälfte
durch die Arbeitgeber in geheimer Wahl vorgenommen werden;
jeder Betrieb ſoll jährlich dreimal revidiert, die Sonntagsruhe
wirklich durchgeführt und dem Reichstage die ungekürzten Be
richte der Fabrikinſpektoren vorgelegt werden.

Antrag 97 wird vom Genoſſen Stadthagen- Berlin be-
gründet und bezweckt im erſten Teile, daß die Schiffer, Hauſierer
und andere Leute, die am Wahltage nicht in ihrer Heimat an
weſend ſein können, das Recht haben ſollen, an ihrem jeweiligen
Aufenthaltsorte ihr Wahlrecht auszuüben. Der zweite Teil des
Antrages will die ländlichen Arbeiter von den ſie belaſtenden
Feſſeln der Geſindeordnung befreien und ſie Gewerbegerichten
unterſtellen.

Antrag 98 wird begründet von Ad. Thiele- Halle und ver
langt, daß die Reichstagsfraktion diejenige Stelle im Präſidium
anſprucht, auf welche ſie ihrer Stärke nach Anſpruch erheben
ann.

Antrag 99 wünſcht Beſeitigung derjenigen Beſtimmungen im
Krankengeſetze, die eine wirkliche Verſicherung gegen Krankheit
unmöglich machen.

Antrag 100 verlangt Aufhebung aller freien Hilfskaſſen ſowie
der Fabrik-Krankenkaſſen. Es liegt hierzu ein Gegenantrag auf
Uebergang zur Tagesordnung vor.

Antrag 106 verlangt wirklichen Schutz der Seeleute und
Aenderung der brutalen Seemannsordnung.

„Gen. Gehre-Bremerhaven giebt ein ergreifendes Bild über
die ad yd Mißhandlungen, denen die Seeleute ſchutzlos preis
gegeben ſind.

Genoſſe Grothe- Roſtock wünſcht, daß die Reichstagsfraktion
e erchch für Erlaſſung einer Verfaſſung für Mecklenburg
eintritt.

Mit Einſtimmigkeit wird der Bericht der Reichstagsfraktion gut-
und auf Antrag Wurm beſchloſſen, daß in Zukunft der

ericht über die parlamentariſche Thätigkeit ſchon vier Wochen
nach Schluß der Seſſion gedruckt veröffentlicht werden ſoll, um
rechtzeitig das darin enthaltene Agitationsmaterial den Genoſſen
dienſtbar zu machen.

Genoſſe Görke- Berlin begründet den Antrag, daß die Ver-
treter unſerer Partei im Reichstage, den Landtagen und den Ge-
meinderäten bei Schlußabſtimmung über das Geſamtbudget ſich
der n zu enthalten haben, wenn ſie nicht ſämtliche Poſten
verwerfen.

Genoſſe Bebel iſt der Meinung, daß die Annahme des An
trags nicht einen Fortſchritt, ſondern einen Rückſchritt bedeuten
würde. Der Antrag wird, zum Teil, weil der Parteitag die
Frageſtellung unrichtig verſtand, abgelehnt.

Genoſſe Singer macht die Mitteilung, daß Dr. Ellenbogen

Temperatur bis zu fünfunddreißig Grad; die Luft zirkulierte nicht
und wurde geradezu lebensgefährlich. Er hatte ſeine Lampe an
einem e dicht bei ſeinem Kopfe fixiert; dort brannte ſie ihm
auf den Schädel und machte ſein Blut ſieden. Vazu kam, daß
dem Geſtein über ihm, einige Zentimeter von ſeinem Geſichte ent
fernt, Waſſer entquoll, welches unaufhörlich in großen Tropfen
mit hartnäckiger Regelmäßigkeit immer auf denſelben Punkt herab
fiel. Er mochte den Kopf drehen, wie er wollte, immer wieder
klatſchten ihm dieſe Tropfen ins Geſicht. Nach einer Viertelſtunde
war er durchnäßt, dabei ſchweißgebadet, rauchte der Mann wie
ein Waſchtrog. Ein Tropfen hatte es auf ſein Auge abgeſehen
er fluchte, aber er wollte nicht weichen und hieb mit wilder Kraft
in den Fels, zwiſchen dem er eingezwängt lag, wie ein Jnſekt
zwiſchen zwei Blättern eines Buches.

Kein Wort wurde gewechſelt; fie klopften alle; man hörte nichts,
wie dieſe unregelmäßigen Schläge, halbgedämpft und wie aus der
Ferne kommend, mit ihrem eiſernen Ton, ohne ein Echo in dem
toten Gewölbe. Das jetzt vom Kohlenſtaub beſchwerte Dunkel
ſchien noch ſchwärzer und unergründlicher, unfindbar verlor ſich's
in den Gaſen, welche die Luft tränkten und an den Augenlidern
zogen, und aus denen die brennenden Dochte der Lampen unter
ihren metallenen Hüten wie trüb glühende Punkte blickten. Man
unterſchied nichts mehr; der Ort glich einem breiten, flachen,
ſchrägen Kamin, worin der Ruß von zehn Wintern eine ewige
Nacht aufgeſtapelt hat. en age Formen bewegten ſich darin.
Jm Schatten der Lampen ſah man die Rundung eines Schenkels,
die Muskeln eines Armes oder ein geſchwärztes, wie z. einem
Verbrechen geſchminktes Geſicht. Zuweilen leuchteten herabbrechende
Kohlenſtücke plötzlich mit kryſtallenem Glanze auf, dann verſank
alles wieder in Schwarz; die eingepferchten Männer klopften,
ſchwer atmend, ihre dumpfen Schläge, und das Waſſer ſickerte
rieſelnd herab.

acharias war müde. Es war Montag und er hatte die Nacht
verjubelt. Bald legte er ſeine Haue aus der ar und erklärte,
er wolle verzimmern; eine Arbeit, wobei er pfeifen und gedanken
los ins Leere ſtarren konnte. Es waren ſchon drei Meter aus

ehauen, welche die Arbeiter, geizig mit ihrer Zeit, ſorglos unter
aſſen hatten, zu ſtützen.
„Heda!“ rief er zu Stephan, „bring' mir Holz herauf!“
Stephan, der von Käthen lernte, ſich ſeiner Schaufel zu bedienen,

holte Holz herbei, das noch vom vorigen Tage übrig geblieben

6. Jahrg.

aus Wien von der Breslauer Polizei als läſtiger Aus-
länder und wegen Mangels an Legitimationspapieren
ausgewieſen worden iſt. Mit Entrüſtung und ironiſchen Zu
rufen wird die Mitteilung entgegengenommen.

Antrag 90 wird angenommen, nur die Forderung, die Reichs
tagsfraktion ſolle die Einführung eines Minimallohnes beantragen,
wird abgelehnt.

Antrag 91 (Geſetzliche Lſtſegung des 1. Mai als Feiertag)
wird durch Uebergang zur Tagesordnung verneint.

g. Geſchäftsordnung wünſcht Genoſſe Ad. Thiele-Halle,
daß der Vorſitzende lauter ſprechen möge, da die von der Tribüne
entfernt ſitzenden Delegierten mehrfach nicht wiſſen konnten, wie
er men ſollen, da ſie die Frageſtellung nicht genau verſtanden
aben.

Antrag 92 (Gleichberechtigung der Frauen) wird einſtimmig
angenommen.

ntrag 93 Ausdehnung der Kranken- und Altersverſicherungauf die Heimarbeiter) wird angenommen. t
Antrag 94 (Vereinheitlichung aller Verſicherungsgeſetze) wird

von Genoſſen Frohme Hamburg nochmals befürwortet.
Stadthagen kritiſiert das eingegangene Amendement, daß die ge

ſamten Koſten der Kranken-, Unfall- und Altersverſicherung durch
eine ſtufenweis ſteigende Einkommens-, Vermögens und Erb-
ſchaftsſteuer aufgebracht werden. Dieſes Amendement wird abge
gelehnt, der Antrag 94 mit übergroßer Mehrheit angenommen.

Antrag 95 (Herabſetzung der Zeit, von der ab die Altersrente
gezahlt wird, vom 70. auf das 60. Jahr) wird angenommen.

Ein Zuſatzantrag, die Lohn- und anderweiten Forde-
rungen der Arbeiter und Handwerker bei Bauten auch
bei den Grundſtücks und Hypothekenforderungen gel-
tend machen zu können, wird zurückgezogen, da eine noch
weiter gehende Forderung bereits vom vorigen Parteitag ange-
nommen worden iſt.

Antrag 96 Aenderung der Gewerbeordnung im oben ſtizzierten
Sinne) wird in dem Sinne angenommen, daß die Fraktion im
Sinne des Antrags thätig ſein ſoll.

Auch Antrag 97 wird ohne Debatte angenommen.
Antrag 98 (von Halle a. S. geſtellt und dahin gehend, daß

die Fraktion im Reichstage den ihr zukommenden Präſidentenſitz
beanſprucht) wird, nachdem Genoſſe Wurm erklärt hat, daß die
Fraktion das bereits geübt hat und vorkommenden Falles je nach
dige eder üben wird durch Uebergang zur Tagesordnung
erledigt.

Antrag 100 (Aufhebung aller freien Hilfskaſſen und der Fabrik
Krankenkaſſen) wird ohne Debatte als unthunlich durch Uebergang
zur Tagesordnung erledigt.

Bei Antrag 106 (Schutz der Seeleute) wird gewünſcht, den
Antrag auch auf die Binnenſchiffer auszudehnen. Gen. Stadt
hagen macht darauf aufmerkſam, daß das zumeiſt unter die Lan
desgeſetzgebung falle und ſich ſomit der Kompetenz des Reichstags
entziehe. Der Antrag 106 wird angenommen.

ie Gärtner beantragen, daß auch ſie unter die Gewerbeord
nung geſtellt werden. s wird darauf hingewieſen, daß kein
Stand eine ſo unſichere Stellung unter das Geſetz aufweiſe, wie
die in Gärtnereien Beſchäftigten. Ein Miniſter ſagte, daß er ſelbſt
nicht wiſſe, ob die Gärtner unter die Gewerbeordnung oder unter
die Geſindeordnung gehörten. Der Antrag wird angenommen.

Zuſtimmungsadreſſen liegen vor von Berlin, von den dortigen
ſozialiſtiſchen Studenten, von Frauen in MagdeburgNeuſtadt, von
Pforzheim, von Landau, von Dortmund, von ruſſiſchen Arbeitern
in London u. ſ. w.

Schluß der Sitzung 1 Uhr.
Nachmittagsſitzung.

Den Vorſitz führt Singer.
Auf Antrag der Wahlprüfungs Kommiſſion wird das Mandat

Göbel- Mainz für giltig erklärt, da er geſtern einſtimmig in
einer öffentlichen gewählt worden. Doch ſoll der
Parteivorſtand darauf aufmerkſam machen, daß Delegierte nicht
in Vereinen ſondern nur in öffentlichen Verſammlungen ge
wählt werden dürfen.

war; es pflegte, im voraus in der richtigen Größe geſchnitten,
nach den Arbeitsplätzen geſchafft zu werden.

„Heilige Faulheit! mach' doch ſchnell!“ rief Zacharias nochmals,
als er Stephan, die Arme mit vier eichenen Stützen beladen, un
beholfen über die Kohlen daherklettern ſah.

Er machte jetzt mit ſeiner Haue je einen Einſchnitt in die Decke,
einen zweiten in die Wand und keilte das Holz da hinein. Nach-
mittags kamen dann die Erdarbeiter und füllten die ſo geſtütztenTeile mit Schutt und Erdwerk wieder aus, nur ſo viel ln frei
laſſend, wie zum Rollen der Karren erforderlich war.

Maheu wiſchte mit dem Aermel über ſein triefendes Geſicht,
dann blickte er nach Zacharias hinüber:

„Laß' doch das,“ rief er ihm zu, „wir werden ſchon ſpäter
W hau' lieber, damit wir die nötige Anzahl Karren fertig
ringenEs ſenkt ſich,“ antwortete ſein Sohn, „es hat ſchon einen Riß

ich habe Angſt, daß die ganze Geſchichte zuſammen-
richt.“
Aber der Vater zuckte die Achſeln: „Ah, bah! zuſammenbricht!

Und wenn Das wär' nicht das erſte Mal: man wird's ſchon
wieder ausbeſſern!“ Er ſchickte ſeinen Sohn an die unterbrochene
Arbeit zurück.

Sie waren übrigens alle etwas träge. Levaque betrachtete, auf
dem Rücken liegend, ſeinen linken Daumen, den ein herabſtürzendes
Stück Sandſtein gequetſcht hatte. Chaval ſchimpfte über die Hitze,
og ſein Hemd aus und arbeitete mit nackter Bruſt. Sie warenwatg von Kohlenſtaub, der in Schweißrinnen von ihren Ge

fichtern herabfloß. Dem Maheu tropfte das Waſſer jetzt ſo un
unterbrochen auf die Stirn, als wolle es ihm ein Loch in den
Schädel bohren.

„Mußt Dir nichts daraus machen, daß er grob war!“ ſagte
Katharina tröſtend, als Stephan zur Arbeit zurückkam, „ſie ſchreien
immer gleich ſo.“

Und ſie fuhr fort, ihn zu unterrichten. Jeder Wagen wurde
ſo, wie er hier gefüllt war, ans Licht geſchafft, mit einer beſonderenMarke verſehen, damit der Kontrolleur ihn den betreffenden Ar

beitern gutſchreiben konnte. Er mußte vorſchriftsmäßig und mit
reiner Kohle angefüllt werden, da er ſonſt zurückgewieſen wurde.

Der junge Mann, der anfing, ſein Auge an die Dunkelheit zu
gewöhnen, betrachtete Käthen.

(Fortſetzung folgt
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Mittwoch ſoll die Vormittagsſitzung bis 2 Uhr ausgedehnt und
der Mittag zum Beſuche der Gräber unſerer Toten benutzt
werden.

Die Breslauer Genoſſen wollten Mittwoch abend einen Kommers
abhalten; da aber die Polizei den Vortrag verſchiedener Geſänge
und Deklamationen unterſagt hat, wir aber, wie Singer hervor-
hebt, zwar gern unſere Verhandlungen unter den Augen der
Polizei führen, nicht aber unſere Feſte von ihnen bevormunden
laſſen wollen, ſo wird einſtimmig beſchloſſen, von der Abhaltung
des Kommerſes abzuſehen.

Es folgt die Beratung über die Vorſchläge der Agrar-kommiſſion. Die Redezeit wird bei blgem Punkte für alle

Redner vorläufig unbeſchränkt. Jn der Debatte, die in eine
General und eine Spezialdebatte geteilt werden wird wird ab-
wechſelnd ein Redner für und einer gegen die Vorſchläge der
Agrarkommiſſion ſprechen.

Genoſſe Dr. Quarck. Den abſprechenden Urteilen der Ge-
noſſen über unſere Vorſchläge ſteht das verlegene Schweigen der
Gegner gegenüber. Die Kommiſſion iſt einmütig geweſen bei Auf
ſtellung der Punkte. Redner verbreitet ſich dann über die Teilung
der Kommiſſion in drei Ausſchüſſe, den ſüddeutſchen, den mittel
deutſchen und den norddeutſchen, über die von den einzelnen Aus
ſchüſſen erledigten Vorarbeiten. Am 27. und 28. Juni hielt die
Geſamtkommiſſion in Berlin ihre Plenarſitzung ab. Die Annahme
der eingehend beratenen Vorſchläge erfolgte einſtimmig, nur Geck
und Vollmar fehlten, ſprachen aber ihr Einverſtändnis mit der
Veröffentlichung aus.

Angeſichts der Kommiſſions Vorſchläge iſt zunächſt die Frage
aufgeworfen worden Revolution oder Reform? Das Rich-
tige iſt: Revolution (Umwälzung) und Reform, und zwar Re-
formen, die in der Richtung der Umwälzung liegen. Dieſe Taktik
verfolgt unſere Partei ſchon längſt auch in allen anderen Fragen.
Wir ſuchen in alle Verhältniſſe einzudringen und ſie in unſerem
Sinne zu beeinfluſſen. Wir revolutionieren die Köpfe und die
Dinge. Auch für die Landwirtſchaft gilt das.

Was jetzt zum „Schutz der Landwirtſchaft unternommen wird,
iſt lediglich eine kraſſe Jntereſſenpolitik für das Junkertum.
Der Sozialismus muß eine wirkliche Agrarpolitik erſt wieder in
Fluß bringen. Nicht um der Gewinnung einiger tauſend oder
hunderttauſend ländlicher Stimmen handelt es ſich, wenn die
Sozialdemokratie die Agrarfrage aufwirft, ſondern darum, daß
der Nachweis erbracht wird, auch die Landwirtſchaft kann ledig
lich durch den Sozialismus gerettet und gehoben werden. Wir
haben ein hohes volkawirtſchaftliches Jntereſſe daran daß z. B.
die ländlig e Bewirtſchaftung auf der Höhe der Zeit ſteht und
möglichſt rationell erfolgt.

Redner weiſt den Vorwurf zurück, die Kommiſſion habe mit
ihren Vorſchlägen das Parteiprinzip verwäſſert oder gar ver-
leugnet. Die Vorſchläge ſind vom ſozialiſtiſchen und proletariſchen
Standpunkt aus aufgeſtellt worden. Von 5.2 Millionen land-
wirtſchaftlichen Betrieben, die 1882 in Deutſchland gezäylt worden
ſind, zählen 4 Millionen zu den Kleinbeſitzern mit einem Beſitz
bis zu 5 Hektar. Auch in Norddeutſchland, wo dem Areal nach
der Großbeſitz entſchieden vorherrſcht, iſt den Köpfen nach der
Kleinbeſitz gleichfalls im großen Uebergewicht.

Unter Kleinbauern verſtehen wir den Landwirt, der in der
Hauptſache nur ſoviel erbaut, daß er ſich und ſeine Familie vom
Ertrag des Beſitzes erhalten kann. Von den völlig verelendeten
Bauern haben wir kaum Zuwachs für unſere Partei zu erwarten,
wohl aber können die noch leidlich daſtehenden Kleinbeſitzer für
uns gewonnen werden. So gut wie wir in den Städten bei jeder
Pferdebahnlinie und in andern kleinen Fragen das Intereſſe der
kleinen Leute und der Allgemeinheit vertreten, ſo muß auch auf
dem Lande die Gewalt aus den Händen der Protzenbauern ge-
nommen und in die des Kleinbeſitzes gelegt werden; denn alle
ländlichen Einrichtungen, die Verwaltungsart u. ſ. w. iſt jetzt auf
den Leib des Großbeſitzes zugeſchnitten. Das muß den Benach-
teiligten zum Bewußtſein gebracht werden, und die geſetzgeberiſchen
Magnahmen müſſen eine Stärkung der Macht und damit des
Einfluſſes des arbeitenden Kleinbauern zum Ziele haben. Das iſt
bei den Kommiſſionsvorſchlägen der Fall. Redner beruft ſich bei
der Beweisführung auf Aeußerungen von Engels.

Die berechtigten Einwendungen der Genoſſen gegen die Vor-
ſchläge ſind nunmehr von der Kommiſſion möglichſt berückſichtigt
und das Programm entſprechend abgeändert worden. Daß der
Landarbeiter genau ſo zu ſchützen iſt wie der Jnduſtrie-
arbeiter verſteht ſich von ſelbſt, ſowie daß der Schutz des Land-
arbeiters beim Schutze des Bauern nicht vernachläſſigt wird.
Wenn wir, wie vorgeſchlagen, ein beſonderes Landprogramm auf-
ſtellen, ſo folgen wir nur dem, was von den Bruderparteien in
allen andern Ländern ſchon längſt als nötig anerkannt worden
iſt. Es wird über Stegmüllereien geklagt, aber gerade durch Auf-
ſtellung eines derartigen Programms wird den Stegmüllereien
vorgebeugt. Laſſen Sie uns zum Wohle unſerer Ziele im Geiſte
des gemeinſamen Strebens beraten, was für die ländliche Agitation
zu thun iſt. Eine alte Sage erzählt von einem Rieſen, der ſtets
neue Kraft gewann, wenn er den Boden berührte. So wird auch
auch unſere Partei neue Kraft gewinnen, wenn das Land unſer
gehört. (Teilweiſer Beifall.

Vorſ. Singer teilt mit, daß in die Siebner- Kommiſſion
ſind BlosStuttgart, Antrick-Berlin, Buchwald-

ltenburg, Dahlen-Halberſtadt, Herbert-Stettin, Hülle-
Erfurt und Rauch- Hannover.

Genoſſe Schippel als Korreferent zur Agrarfrage führt aus,
daß alle die von der Kommiſſion gemachten Vorſchläge erſtens
alt ſind, zweitens von Rodbertus u. ſ. w. viel radikaler und nach-
drücklicher verlangt worden ſind und drittens zum großen Teile
auch von den bürgerlichen und antiſemitiſchen Parteien verlangt
werden. Nicht das ſei zu bedauern, daß die Mitglieder der Kom-
miſſion von der Kritik ſo heftig angegriffen worden ſind, ſondern
das, daß ſo alte, um die Partei ſo hochverdiente Genoſſen viel
jüngeren Genoſſen, die kaum die Agrarfrage im vollen Umfange

n können, begründeten Anlaß zu Angriffen gegeben
aben.
Die Vorſchläge klingen zum Teil radikal und ſozialiſtiſch, ſind

aber im Grunde genommen reaktionär und den Kulturfortſchritt
hindernd. So iſt das unbedingte Aufrechterhalten der beſtehenden
Wald und Weiderechte ſehr häufig nachteilig. Es kann nicht
unſer Wille ſein, eine unentwickelte und unrationelle Wirtſchafts
weiſe lediglich um deswillen in alle Ewigkeit beizubehalten, weil
ſie „beſtehendes Recht“ iſt. Jm Gegenteil: die Aufhebung der
Wald und Weiderechte iſt eine Notwendigkeit der wirtſchaftlichen
Entwickelung. Mit dem Gelde, das der Bauer als Ablöſung für
ſein Wald und Weiderecht bekommt, kann er ſich weit mehr helfen,
als mit dem „Rechte“, das ohnehin durch die natürliche Entwicke-
lung immer wertloſer wird. Zudem kommen zumeiſt dieſe Rechte
nicht den wirklich leidemden Bauern und ländlichen Arbeitern
zu gute, ſondern den beſitzenden Großbauern. Unter Beibringung
reicher ſtatiſtiſcher Notizen aus verſchiedenen Gegenden Deutſch
lands weiſt Redner nach, daß dort, wo die Gemeinde Weiden und
Wälder thatſächlich den kleinen Leuten zur 47 giebt, ſich
die empfindlichſten Nachteile dauernd herausgeſtellt haben Ver
ſchlechterung des Viehes, Verwüſtung der Wälder. Dieſe Betriebs-
weiſe hat ein allmähliches Aufzehren der kleinen Vermögen zur

olge. Die Aufrechterhaltung des Gemeindelands
at mit dem Sozialismus nicht das Mindeſte zu thun.
as Allmendenweſen beſtärkt die Schollenkleberei und hindert das

natürliche Abſtrömen der Bevölkerung in ungeſunder Weiſe. Was
die Leute ihr Allmendenſtück umſonſt oder billiger bekommen, als
es wert iſt, das r ſie bei den hinzugepachteten Stücken v
Die ungeſunde Schollenkleberei begünſtigt die Lohndrückerei. ie
wenig die Erweiterung der Allmenden mit dem Sozialismus zu
thun hat, geht daraus hervor, daß ſie gerade im bürgerlichen
Publikum befürwortet wird, welche darin mit Recht ein Mittel
leſen die Löhne herabzuſetzen und den Arbeiter an die Stelle zu
eſſeln.
Auch die Staatsunterſtützung an die Bauern iſt keines-wegs eine ſozialiſtiſche Forderung, ſondern in den Programmen

aller bürgerlichen Parteien iſt ſie ſeit langen Jahren enthalten,
das Zentrum, die Konſervativen, die Antiſemiten, die Demokraten

alle verlangen das. Sie ſind noch radikaler und weitſichtiger,
denn ſie fordern es, weil ſie empfinden, daß einer vorhandenen

wirtſchaftlichen Bewegung Halt
rechterhaltung der heutigen Wirtſchaftsordnung. Sie haben
damit recht; aber umſoweniger kann eine ſolche Forderung ſeitens
der e Veenkeeeenn' ber aufgeſtellt werden.

Die Verſtaatlichung der Grundſchulden e in letzter
Linie auf Koſten der Arbeiter; dasſelbe iſt der Fall bei Herab-
ſetzung des Zinsfußes. (Zuſtimmung.) Denn die Gegner haben
uns in der Taſche, nicht wir ſie.

Redner weiſt unter ſteigender Aufmerkſamkeit nach, daß der ſüd-
deutſche Programmentwurf in ſeinen wichtigſten Punkten faſt wort
wörtlich dem Geſetzentwurf gleicht, der vor zwei Jahren von dem
erzkonſervativen und erzreaktionären Ackerbauminiſter Graf Falken-
hayn in Oeſtreich vorgelegt worden iſt, an deſſen Fingern das
Blut der verunglückten und der erſchoſſenen öſtreichiſchen Bergleute
klebt. Wenn Leute ſo wenig gpienhaft ſind und die Agrarfrage
ſo wenig überſehen können, daß ſie ſolche Vorſchläge der Partei
unterbreiten, dann muß man der Katze die Schelle umhängen und
darauf hinweiſen, daß ſolche Leute nicht an die Spitze der Agrar-
Bewegung unſerer Partei geſtellt werden dürfen.

Nun ſagt man: „Ja, dieſe Forderungen ſollen doch erſt im
demokratiſchen Staate verwirklicht werden.“ Das iſt nicht
ſtichhaltig. Stellen wir die Forderungen auf, ſo müſſen wir auf
den Markt treten und dieſe Forderungen ausrufen. Und wenn
die Agrarier und Antiſemiten dieſelben r aufſtellen, ſo
müſſen wir ſie unterſtützen ſchon jetzt. Wollten wir dann ſagen:
„Ja, jetzt noch nicht!“, ſo machen wir uns lächerlich und in bezug
auf den agitatoriſchen Wert der Forderungen locken wir dann erſt
recht keinen Bauern hinter dem Ofen vor. Wir würden bei An-
nahme der Forderung den Teufel mit Beelzebub austreiben wollen.
Wir wollen die Kleinbauern heranziehen, aber wir wollen ihnen
ruhig ſagen, was wir erſtreben. Wir wollen nicht durchs Land
reiſen, wie der Uhlandſche Abt, verkehrt, ſtatt der Zügel den
Schwan z in der Hand. (Sehr kräftiger, anhaltender Beifall.)

Während Schippels Rede iſt folgender Antrag verteilt worden
121. Der Parteitag wolle beſchließen:
Der von der Agrar- Kommiſſion vorgelegte Entwurf eines Agrar

Programms iſt zu verwerfen. Denn dieſes Programm ſtellt der
Bauernſchaft die Hebung ihrer Lage, alſo die Stärkung ihres
Privateigentums in Ausſicht und trägt dadurch bei zur Neube-
lebung ihres Eigentums Fanatismus es erklärt das Intereſſe der
Landeskultur in der heutigen Geſellſchaftsordnung für ein Jnter-
eſſe des Proletariats, und doch iſt das Intereſſe der Landeskultur
ebenſo wie das Jntereſſe der Jnduſtrie unter der Herrſchaft des
Privateigentums an den Produftionsmitteln ein Intereſſe der Be
ſitzer der Produktionsmittel, der Ausbeuter des Proletariats.
Ferner rings Entwurf des Agrar-Programms dem Ausbeuter-ſtaat neue Machtmittel zu und erſchwert dadurch den Klaſſenkampf

des Proketariats: und endlich ſtellt dieſer Entwurf dem kapita-
liſtiſchen Staat Aufgaben, die nur ein Staatsweſen erſprießlich
zur Durchführung bringen kann, in dem das Proletariat die poli-
tiſche Macht erobert hat.
Der Parteitag erkennt an, daß die Landwirtſchaft ihre eigen

tümlichen, von denen der Induſtrie verſchiedenen Geſetze hat, die
zu ſtudieren und zu beachten ſind, wenn die Sozialdemokratie auf

em flachen Lande eine gedeihliche Wirkſamkeit entfalten ſoll. Er
beauftragt daher den Parteivorſtand, er möge unter Berückſich-
tigung der bereits von der Agrarkommiſſion gegebenen Anregungen
eine Anzahl geeigneter Perſonen mit der Aufgabe betrauen, das
über die deutſchen Agrarverhältniſſe vorhandene Material einem
gründlichen Studium zu unterziehen und die Ergebniſſe dieſes
Studiums in einer Reihe von Abhandlungen veröffentlichen als
„Sammlung agrarpolitiſcher Schriften der ſozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands.“

Der Parteivorſtand erhält Vollmacht, die nötigen Geldaufwen
dungen zu machen, um den mit den erwähnten Arbeiten betrauten
Genoſſen die Erfüllung ihrer Arbeit zu ermöglichen.

K. Kautstky. C. Zetkin. Arons.
Fiſcher Dresden. Wetzker Dresden. Schippel. Fiſcher Berlin.
Pfannkuch. Eichhorn-Dresden. Kölle- Hamburg. Ludwig Kimmel-
Hamburg 3. Gerlach-Wanzleben. Simon Deppe. Michels. Hans
Block Dortmund. Otto Hue. Riegel. Reil. Singer. J. Auer.

A. Geriſch. Haug. Max König. Karl Kloß. Stadthagen
Begrüßungsſchreiben ſind eingegangen: von Laubegaſt, Köln,

Lothringen und Wiesbaden.

VDagesgeſchichte.

Das Umſturzgeſetz iſt gefallen, es lebe das Um-
ſturzgeſetz. Zu den von München aus in die Oeffentlichkeit
gebrachten Nachrichten, daß Preußen beabſichtige, das ſächſiſche
Vereinsgeſetz auch in Preußen einzuführen, geſellen ſich noch
andere, die ebenfalls beſagen, daß die Bewegungsfreiheit des
Volkes ſtark bedroht iſt. Dieſen Zweck zu erreichen mag
wohl der preußiſchen Regierung das ſächſiſche „Juwel“
ganz geeignet erſcheinen. Die Köln. VolksZtg. läßt ſich
wie folgt darüber aus

Der Reichskanzler will keine neue geſetzgeberiſche Aktion im
Reiche 9 die Sozialdemokratie, vielmehr will er zunächſt die-
jenigen Mittel erſchöpf wiſſen, welche die Geſetzgebung heute ſchon
gegen die ſozialdemokratiſchen Ausſchreitungen an die Hand giebt,
indem er von der Anſicht ausgeht, daß man damit ſchon recht
wirkſam n könne. So weit das Reich in Betracht kommt,
iſt er mit dieſer Anſicht auch durchgedrungen, dagegen iſt die
Frage eines beſonderen Vorgehens in Preußen, etwa durch Aende-
rung des Vereinsgeſetzes, noch offen. Als treibende Kraft zu einer
ſolchen antiſozialdemokratiſchen preußiſchen Sonderpolitik gilt der
Miniſter v. Köller, deſſen Anſchauungen die Miniſter Boſſe und
v. Berlepſch am nächſten ſtehen dürften.

Reichstagswahlen in Württemberg. Zu den erledigten
beiden Reichstagswahlkreiſen (7. und 12.) kommt ein dritter.
Der ſchwäbiſche Zentrumsführer Gröber iſt vom Landrichter
zum Landgerichtsrat avanciert und dadurch deſſen Reichs
tagsmandat für den 15. Wahlkreis (BlaubeuernRiedlingen
Ehingen) erloſchen. Zugleich hat auch eine Nachwahl zum
Landtag, wo Gröber Vertreter des Oberamts Riedlingen
war, ſtattzufinden. Deſſen Wiederwahl iſt außer Zweifel.
Gröbers Domäne ſteht völlig unter dem Banne des katho
liſchen Pfaffentums, deſſen Geſchäfte er treulich beſorgt. Die
beſte Charakteriſierung Gröbers dürfte wohl folgendes Zitat
aus einer ſeiner Reden in Rottweil ſein. Da ſagte er: „Es
iſt nicht gut, wenn in die jugendlichen Gehirne zu viel Wiſſen
ſchaft eingepflanzt wird; es geht dann gerade wie bei einer
gemäſteten Gans, ſie werden dabei dumm und ſtolz und
tragen den Kopf hoch.“ Bei der Wahl 1890 fiel auf die
ſozialdemokratiſche Partei noch keine Stimme, 1893 hatten
wir 442 Stimmen.

Parteitag. Der Kongreßſaal in Breslau iſt von den
dortigen Parteigenoſſen prächtig dekoriert. Von den zahl
reichen Sinnſprüchen, die die Wände ſchmücken, ſeien folgende

genannt:
r peit und Wahrheit, das ſind die Stützen der Geſellſchaft“.

(Jbſen) „Von allen Beſchuldigungen, die man gegen den Sozialis-
mus anführt, iſt nicht eine, die man nicht auch gegen das Chriſten-
tum erhoben hätte.“ (Stuart Mill) „Die Sache der Arbeiter iſt
in Wahrheit die Sache der geſamten Menſchheit.“ (Laſſalle.)
„Jede große Reform hat nicht darin beſtanden etwas Neues zu
thun, ſondern das Alte abzuſchaffen.“ (Buckle.) „Mag es oder
nicht gefallen, jedes wahre freie Wort eine Wohlthat iſt es
allen, und ſo wirkt und lebt es fort.“ (Lingg.) „Die deutſche
Arbeiterbewegung iſt die Erbin der deutſchen klaſſiſchen Philo-
ſophie.“ (Engels.) „Gleichheit iſt immer der Probſtein der Ge
rechtigkeit, und beide machen das Weſen der Freiheit.“ (Seume.)
„Ohne Leidenſchaft iſt keine einzige jener gewaltigen Befreiungen
ausgeführt worden, deren Aufeinanderfolge die Weltgeſchichte

eboten werden muß, zur Auf bildete.“ (Laſſalle.) „Die Frage nach der Länge des Arbeitstages
iſt die Frage nach dem Stand der Ziviliſation.“ (Brentano.)
„Gefährlich iſt nur das unterdrückte Wort das verachtete rächt
ſich, das ausgeſprochene iſt nie vergebens.“ (Börne.)

Niedriger gehängt zu werden verdient eine Notiz
der letzten Nummer der Hardenſchen Zukunft. Die Notiz
betrifft den Freibeuter v. Hammerſtein und enthält folgende
Bemerkung: „Ob nun Herr v. Hammerſtein Kellner, Zu-
hälter oder Bordellzüchter wird“ c. Jſt es erhört, einen
ganzen Stand ehrenhafter Arbeiter zum Abſchaum der Menſchheit
zu rechnen, ſie in einem Zuge mit Zuhältern und Bordell
wirten zu nennen Welche Gründe kann Herr Harden für
dieſe Leiſtung anführen

Ein Urteil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichtes be-
züglich des Züchtigungsrechtes der Lehrer wird augenblicklich
mit Genugthuung von der bürgerlichen Preſſe wiedergegeben.
Darnach iſt der Lehrer (wohlgemerkt aber nur an Volks
ſchulen! An höheren Schulen iſt, ſoviel wir wiſſen, ganz
allgemein die Prügelſtrafe verboten) zur Vornahme empfind-
licher körperlicher Züchtigung berechtigt. Eine merkliche Ver-
letzung iſt eine ſolche, durch die Geſundheit und Leben des
Schülers gefährdet erſcheint. Blutunterlaufungen blaue
Flecken, Striemen gehören nicht hierzu, da jede empfindliche
Züchtigung ſolche Erſcheinungen zurücklaſſe. Die Züchtigung
dürfe auch ſeitens eines anderen Lehrers als des Klaſſen
lehrers ſowie auch außerhalb des Schullokales ſtattfinden.
Auch der Geiſtliche habe bei Erteilung des Konfirmanden-
Unterrichts das Züchtigungsrecht. An der Hand dieſes
Urteils können nunmehr Lehrer und Geiſtliche ihre Prügel-
ſtock- Erziehung luſtig weiter üben.

Schneidige Staatsanwälte. Demnächſt wird in
Erfurt die bekannte Beleidigungsklage unſeres Kollegen Hülle
gegen den Staatsanwalt Lorenz zur Verhandlung kommen.
Ein ähnlicher Fall dürfte auch bald die Nürnberger Gerichte
beſchäftigen. Am Schluſſe ſeines Majeſtätsbeleidigungs-
Prozeſſes in Nürnberg verwahrte ſich der Angeſchuldigte,
Genoſſe Oehme, in energiſcher Weiſe gegen die beleidigen-
den Angriffe des Staatsanwalts. Dieſer hatte gegen den
Angeklagten den Vorwurf erhoben, daß er in der Tagespoſt
„in der ſchamloſeſten und gewöhnlichſten Weiſe wider beſſeres
Wiſſen gehetzt habe“, ohne dafür nur die Spur eines Beweiſes
beizubringen und behielt ſich Oehme die Stellung eines
Strafantrages dieſerhalb gegen den Staatsanwalt, der ſich
unter anderem auch mehrfach erlaubte, von „Preßfrechheit“
(im Gegenſatze zur Preßfreiheit) zu ſprechen, vor.

Solizeiliches und Gerichtliches.
z Genoſſe Dierl vom Vorwärts iſt am Sonnabend von der

Brauſewetter Kammer des Berliner Landgerichts, wie wir bereits
meldeten, wegen Majeſtätsbeleidigung verurteilt worden. Der
Angeklagte wurde aus der Unterſuchungshaft, in der er ſich be
kanntlich wegen eines anderen Artikels befindet, vorgeführt. Nach
dem er über ſeine perſönlichen Verhältniſſe befragt war, blätterte
der Vorſitzende in den Akten und ließ aus dieſen dann den Er
öffnungsbeſchluß verleſen. Angeklagter erklärte nun, als der Vor
ſitzende ſich ihm wieder zuwendete, daß er den Vorſitzenden wegen
Beſorgnis der Befangenheit ablehne. Er kam aber zu keiner Be
gründung ſeines Antrags, da nach Anſicht des Gerichts das Ab-
lehnungsgeſuch, weil erſt nach Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes
vorgebracht, verſpätet eingereicht war. Vor dem Termin war er
eine Stunde lang mit Strolchen zuſammengeſperrt. Angeklagter
zur Sache vernommen, ſetzte auseinander, wie er den dem Vor-
wärts zugekommenen Bericht bei der Korrektur vorgenommen und
nun aus dem Druckſatz alles Beleidigende entfernt hatte. Sein
Zweck ſei der geweſen, keine Majeſtätsbeleidigung zu begehen, viel-
mehr die Leſer vor Majfeſtätsbeleidigungen zu warnen. Der
Staats anwalt meinte, auch in dem geänderten Artikel liege eine
Majeſtätsbeleidigung. Die „Zukunft“ und die „Kritik“ hätten das
Gegenteil wie der Angeklagte vom Kaiſer behauptet. Auch dieſe
Behauptungen ſeien Majeſtätsbeleidigungen geweſen. Eine Wieder
gabe einer Majeſtätsbeleidigung ſei nicht unter allen Umſtänden
eine Beleidigung, wohl aber hier, wo ſie vom Angeklagten ge-
bracht ſei. Allerdings habe der Vorwärts kein Schimpfwort ge
braucht. Er ſei der Anſicht, daß der Vorwärts eine bewußte
Fälſchung beabſichtigt habe, wenn er den Artikel ſo habe redigieren
wollen, daß keine Majeſtätsbeleidigung in demſelben enthalten ſei
und dennoch behauptete, das ſächſiſche Gericht habe das für eine
Majeſtätsbeleidigung erachtet. Jhm liege fern, dadurch den Re-
dakteuren zu nahe treten zu wollen. Er beantragt 9 Monate
Gefängnis. Der Verteidiger Rechtsanwalt Dr. Herzfeld zer
zauſt unbarmherzig die Anklage, legt die Widerſprüche des Staats
anwalts in packendſter Weiſe dar und erklärt, daß von einer Ma
jeſtätsbeleidigung weder objektiv noch ſubjektiv die Rede ſein könne.
Als der Verteidiger einen Teil des Gerichtsbeſchluſſes hierbei
itierte, verſuchte der Vorſitzende dies als unzuläſſig hinzuſtellen.

it warmen Worten beantragte der Rechtsanwalt Freiſprechung,
eventuell auf das Mindeſtmaß von 2 Monaten Gefängnis zu er
kennen. Nach längerer Beratung verkündete Landgerichtsdirektor
Brauſewetter etwa: Der Kaiſer ſei unverletzlich. Das wiſſe der
Angeklagte und habe ihn dennoch verletzen wollen. Di Abſicht
der Majeſtätsbeleidigung folge aus der ganzen Tendenz des Vor
wärts. Der Gerichtshof hat auf ſechs Monate Gefängnis er
kannt. Der Angeklagte wurde zu den Strolchen zurückgeführt.

s Hausſuchung. Jn der Expedition der Mitteldeutſchen
Sonntags Zeitung zu Gießen, ſowie in der Privatwohnung
des Genoſſen Scheidemann wurde am 3. September eine Haus-
ſuchung vorgenommen. Geſucht wurde uach einzelnen Nummern
er Lichtſtrahlen. Bei Scheidemann wurde nichts, in der Expedi-

tion einige Nummern vorgefunden.
S Zwei Freiſprechungen. Herbertwurde vom Stettiner Landgericht in abermaliger Verhandlung

von der Anklage der Majeſtätsbeleidizung freigeſprochen. Das
erſte Urteil, das auf zwei Monate Gefängnis lautete, war vom
Reichsgericht wegen Vereidigung eines der That verdächtigeneugen des Füheren Faktors Biela aufgehoben worden.

n der zweiten Verhandlung kam das Gericht zur Freiſprechung,
weil es in der betreger d Notiz überhaupt keine Majeſſätsbeleidi
gung erblickte. Das Landgericht in Brieg ſprach den Partei
genoſſen Wittau aus Strehlen von der Anklage der Majeſtäts-
beleidigung frei und legte die Koſten des Verfahrens der Staats
kaſſe zur Laſt. Wer entſchädigt ihn nun für die ſeeliſchen Qualen
der unſchuldig erlittenen Unterſuchungshaft? Kein Menſch. Hat
es doch im Veutſchen Reiche ſelbſt damit noch gute Wege, daß
unſchuldig Jnhaftierte finanziell entſchädigt werden.

Stadtverordneten Sitzung
vom 7. Oktober.

Vorſitzender: Stadtv.- Vorſteher Dittenberger.en Prntien des vormaligen Pächters der SchlachthofReſtau
ration Stöpel, wegen Verzugszinſen, wird an die Petitionskom
miſſion überwieſen.

Die Verſammlung nimmt Kenntnis von der dem Vorſitzenden
zugegangenen Mitteilung des bisherigen Stadtverordneten Rauſch,
daß er ſich durch Verhältniſſe genötigt ſieht, ſein Mandat
niederzulegen.

Nach Leſung und Genehmigung des Protokolls letzter Sitzung
tritt die Verſammlung in die Beratung der Tagesordnung en.

1. Die Verſammlung beſchließt, daß beim chauſſeemäßigen
Ausbau des im Saalkreiſe belegenen Teiles des vom Dorfe
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Kanena nach der neuen Leipziger Chauſſee führende Kommu-
nikationsweges auch derjenige Teil dieſes Weges, welcher in
Halleſcher Flur belegen iſt, auf Koſten der Stadtgemeinde chauſſee
mäßig ausgebaut wird. Die für dieſen Zweck veranſchlagten
3000 Mark werden bewilligt und wird zu der Beantragung eines
Beitrages zu dieſen Koſten bei dem Provinzialverbande die Ge
nehmigung erteilt. Der auf die Gemeinde Kanena entfallende
Anteil an der zu beantragenden Beihjilfe ſoll derſelben zu gute
kommen. Ref. Stadtv. Schmidt.

2. Es wird beſchloſſen, daß der Teil des Avokatenweges
wiſchen Mühlweg und Advokatenſtraße als Einheit für die
eſtſtellung und Verteilung der Anlagekoſten der Straße

zu gelten hat. Ref. Stadtv. Hildebrandt.
3. Um die Einleitung des Enteignungsverfahrens gegen

ſich zu verhindern, hat die Beſitzerin des Grundſtücks Steinbocks
gaſſe 1 ſich erboten, dasſelbe um 1000 M. billiger für 15000 M.

der Stadt zum Zwecke des Abbruchs P 3 Der Ref.
der Baukommiſſion, Stadtv. Stein hauf, empfiehlt, nur dann
von der Einleitung der Zwangsenteignung abzuſtehen, wenn das
Grundſtück für 14000 M. erlaſſen wird. Der Ref. der Finanz-
kommiſſion, de e, empfiehlt, dieſem Antrage noch die

orderung laſtenfreier Uebergabe des Grundſtücks hinzuzufügen.
ie Verſammlung beſchließt dieſen Anträgen gemäß.
4. Die Verſtärkung der Mittel für Lieferung von Waſſerbeim Abrammen der Knaſernngen und für das Abkehren des

Ueberdeckungskieſes bei Neupflaſterungen von 1000 M. um 600 M.
und von 600 M. um 400 M. wird à Conto des gemeinſchaftlichen
Dispoſitionsfonds bewilligt. Ref. Stadtv. Sachs.

5. Die Seuchekoſtenbeiträge der Pferdebeſitzer im Ge-
amtbetrage von 17 M. werden, wie im Vorjahre, auf die Kämmerei-
aſſe übernommen und dieſe Summe aus dem Dispoſitionsfonds
beider M icyen Behörden bewilligt. Es würden Beträge von
nur 1 bezw. 2 Pf. einzuziehen ſein. Die für Rindvieh zu er-
hebenden Beträge von in Summa 41.12 M. verteilen ſich auf nur
15 Beſitzer, ſo daß ſie in den einzelnen Fällen genügend groß
ſind, um ſie einziehen zu laſſen. Ref. Stadtv. Sach s.

6. Der Magiſtrat beantragt, ſich damit einverſtanden zu erklären,
daß in Uebereinſtimmung mit der Ausführungsbeſtimmung des
Normaletats vom 4. Mai 1892 betreffend die Beſoldungen der
Leiter und Lehrer der höheren Unterrichtsanſtalten, bei
wiſſenſchaftlichen und Zeichenunterricht 90 M., bei Elementar-
unterricht 75 M. für die Wochenſtunde jährlich vom 1. April 1896
ab an den hieſigen ſtädtiſchen höheren Lehranſtalten (mit Aus-
nahme der höheren Mädchenſchule) aufgewendet, für Erteilung
einzelner Stunden Hilfsunterricht durch nicht zu dauernder Be
ſchäftigung angenommene Lehrer, bei wiſſenſchaftlichem Unter
richte 2.20 M., bei techniſchem und Elementarunterricht 1.80 M.
für die Stunde von demſelben Zeitpunkt ab, gewährt werden.
Der Antrag wird angenommen. Ref. Stadtv. Hüll mann.

7. Die Verſammlung erklärt ſich damit einverſtanden, daß
während des bevorſtehenden Winterſemeſters 1895/96 die Oſter-
Unterſekunda des Stadtgymnaſiums geteilt werde; zur
Remunerierung der dadurch entſtehenden Stunden bewilligt die-
ſelbe aus dem gemeinſchaftlichen Dispoſitionsfonds den Betrag
von 1180 M. Nach den Ausführungen des Referenten wird die
Teilung der Klaſſe dadurch notwendig, weil 9 Schüler der Michae-
lisUnterſekunda die Prüfung nicht beſtanden haben und deshalb
den Unterricht in der Oſter- Klaſſe weiter beſuchen müſſen. Dieſe
Oſter Unterſekunda erhält dadurch eine Schülerzahl von 46 Köpfen.
Das iſt für eine höhere Klaſſe zu viel. Es würden hierdurch 33
Extraſtunden notwendig geworden ſein. Deshalb wurde Teilung
der Klaſſe und n Anſtellung zweier Lehrer zur r
teilung des Unterrichts für das Halbjahr genehmigt. Ref.
Stadtv. Hüllmann.

8. Zur Verſorgung armer Kinder der ſtädtiſchen Volks-
ſchulen mit warmem Frühſtück, beſtehend in Roggenmehlſuppe
mit einem Weißbrötchen, während der kalten Monate des
bevorſtehenden Winterhalbjahres 1895 96 werden aus dem Dis-
poſitionsfonds beider Behörden 2250 M. bewilligt. Der Ref.
Stadv. Sachs führt aus, daß dieſe Summe ungefähr dem Durch-
ſchnittsbetrage der in den 3 letzten Jahren für den gleichen Zweck
gewährten Beträge entſpreche. Es ſeien hierfür verausgabt wor-
den: im Jahre 1892 (wo die Speiſung zum erſtenmale erfolgte)
1680 M., 1893: 3081 M., 1894: 2064 M. Weil man ſich von
ſeiten der Verſammlung früher darüber aufgehalten habe, daß
Kakao an die Kinder verabfolgt wurde, ſei dafür Roggenmehl-
ſuppe eingeführt worden. (Mit Kakao würde ja natürlich nur die
Begehrlichkeit der umerſten Schichten gefördert werden ergo
Roggenſuppe das genügt für die Kennzeichnung des Klaſſen-
wahlſyſtems dem die Herren Stadtverordneten ihre Sitze im
Prachtſaale des Ratskellerbaues verdanken. D. Red.

9. Am 30. September d. J. wurde folgender, von 15 Mitgliedern
der Verſammlung unterzeichneter Antrag eingebracht: „Jn ver-
ſchiedenen Kreiſen der Bürgerſchaft iſt der Wunſch rege geworden,
den Stadtgottesacker an der Magdeburger und Schimmelſtraße,
der ſeit einer Reihe von Jahren durch Gräber nicht mehr belegt
wird, zu einer Parkanlage umzuwandeln und dem Publikum frei
zugeben. Trotzdem kann bei der Parkanlage den wenigen noch
vorhandenen Gräbern die größte Pietät gewährt werden. Die
Unterzeichneten beantragen deshalb, den Magiſtrat zu erſuchen,
der StadtverordnetenVerſammlung recht bald eine Vorlage über
e abe des Gottesackers zu machen.“ Der Referent, Stadtv.

eſſe, hat durch s Beobachtung gefunden, daß nicht
nur kranke und ſchwache Perſonen, wie in der Sitzung, in welcher
der MagiſtratsAntrag, „den Park für die Tageszeit zu öffnen“,
debattiert wurde, zur Motivierung von deſſen Ablehnung ange-
führt wurde, dieſen Friedhofsteil frequentierten, ſondern meiſt recht
robuſte Geſunde. Daß die noch vorhandenen einzelnen Gräber
durch Freigabe für den öffentlichen Verkehr nichts zu leiden haben
werden, das ſei zu erweiſen mit den Grabſtätten, die noch auf
dem ſogenannten Soldatengottesacker und auf dem Platz vor dem
Parkbade ſich befinden; dieſelben ſeien noch nie verunglimpft
worden, obgleich dieſe Plätze ſchon jahrzehntelang dem öffentlichen
Verkehr aller Volksklaſſen dienen Sollte der Antrag nicht an
genommen werden, dann könne vorläufig das Gitter ſtehen bleiben
und es brauchten nur die Thore während der Tagesſtunden ge-
öffnet zu werden. Der erſte Gegner des Antrags, der auch
egen den vorherigen Magiſtratsantrag zu Felde gezogen war,Skadtverordneter Friedrich, führt als grelles und abſchreckend

ſein ſollendes Beiſpiel einen Vorgang an, welcher von einer
hieſigen Zeitung in den letzten Tagen als wahres Vor-
kommnis erzählt wurde und welcher ſich in der Nähe des um-
ſtrittenen Friedbofteiles abgeſpielt haben ſoll. Rohe Burſchen
hätten ein junges Kindermädchen in zudringlicher Weiſe beläſtigt
und ſchließlich noch verſucht, den unter des Mädchens Obhut
ſtehenden Kinderwagen umzuſtürzen. Pathetiſch ruft Redner aus
Ja, das iſt das Bild, meine Herren, welches ſich auch dort auf
dem Friedhofe entwickeln würde. Es wäre bedauerlich, wenn ein
belaſtetes Gemüt nicht mehr ein ſtilles Plätzchen in Halle n
könnte, um dort ungeſtört in ſich gehen zu können. Es muß nicht
immer heißen, dazu iſt die Kirche oder das ſtille Kämmerlein da.
Durch Freigabe dieſes Friedhofteiles vertreiben Sie das beſſere
Publikum aus demſelben. Oberbürgermeiſter Staude iſt völlig
entgegengeſetzter Meinung und erklärt es für ein unberechtigtes
Privilegium, wenn nur wenigen beſſer ſituierten Bevorzugten,
welche im Beſitz von Thorſchlüſſeln ſind, der Zutritt zu dieſen
r parkartigen Anlagen geſtattet werde. Nicht bloß der

agiſtrat der Stadt Halle, ſondern die Magiſtrate anderer Städte,
ſogar humane Fürſten huldigten den Grundſätzen, daß man der

Unübertroffene Auswahl. Anerkannt billigste Preise.

Grösstes Sperzial-Etabſissement für

Damon-Put u. Neiss waren.

mit der Zugluft bald würde abſtellen laſſen.

Geſamtbewohnerſchaft ſo viel als mögli
unden Erholung re muß. Jn Stuttgart ſei neuerdings
er königliche Park mit ſeinem Reichtum an Marmorſtatuen dem

Publikum gänzlich freigegeben und nichts höre man dort von mut-
willigen Beſchädigungen. Er könne nicht zugeben, daß es in Halle
787 Maſſen roher Menſchen gebe, als anderwärts. Das Publi-
um von Halle ſei weder ſchlechter noch beſſer als in anderen
Städten. Er proteſtiere, nach eigner h Er
fahrung, gegen eine ſolche Anſchuldigung. ir können
nicht ſagen, daß unſere öffentlichen Anlagen, in der Poſt-
ſtraße, den Promenaden u. ſ. w. vom rohen Publikum
zerſtört würden. Hätten wir noch mehr ſolcher Anlagen, dann
würde das ungebildete Publikum auch mehr gewöhnt werden an
die Schonung ſolcher (in Erkennung des eigenen ihm hieraus er
wachſenden Jntereſſes). Gerade die Armen, denen keine Privat
2 und -parks zur Verfügung ſtehen, ſollten mehr mit öffent-
ichen Erholungsplätzen bedacht werden. Redner verlieſt ſodann

ein ihm von dem Superintendenten Dr. Förſter namens der geiſt
lichen Behörden zugeſtelltes Schreiben, in welchem gegen die Frei-

abe des unbelegten Teiles des Stadtgottesackers proteſtiert wird.
Begründet wird der Proteſt mit Wahrnehmungen, welche bei den
Beerdigungsakten ſowohl auf dieſem Gottesacker als auf dem
Stadtfriedhofe gemacht worden ſeien und die da Vorgänge ſchil
derten, wie ſie allerdings bei Beſtattungsfeiern nicht vorkommen
ſollten. (Dies geſchieht ja aber gerade auf den ſicher umfriedigten
Beerdigungsplätzen es iſt ja noch gar kein freiliegender Fried-
hof vorhanden und es ſoll ja auch kein ſolcher geſchaffen werden,
ihr „Gegner jeder freien Entſaltung beſſeren Volksgeiſtes,
beſſerer Volksſitten, die ihr immer nur mit Zwangsmaßregeln
und Abſperrungen zu herrſchen wünſcht über die ärmere Be
völkerungsſchicht.“ R.) Stadtv. Keil ſpricht gegen die
Ausführungen des Oberbürgermeiſters und erklärt ihn für nicht
gut unterrichtet. Es ſei aktenmäßig feſtgeſtellt, daß unter
der Konnivenz (Begünſtigung) des dort (am Waſſerturm)
angeſtellten ſtädtiſchen Beamten daſelbſt die Proſtitution
eine Zufluchtsſtätte gefunden habe. Die Störungen der Be-
erdigungsakte durch Neugierige können nicht geleugnet werden.
Es würden dort, im Gegenſatz zu den Ausführungen des Vor-
redners, noch häufige Beerdigungen ſtattfinden, da noch viele voraus
erworbene Grabſtätten zu belegen ſeien. Er ſelbſt habe eine ſolche
dort. Er hoffe zwar, daß es noch lange dauern werde, ehe er
ſich werde begraben laſſen können, deſſenungeachtet aber (der Sinn
des folgenden Satzes war ungefähr der, daß er ſeine Ruhe haben
möchte nachher). Oberbürgermeiſter Staude erklärt, daß gegen
den Beamten auf das Strengſte vorgegangen werden wird, wenn
ſich die Beſchuldigung bewahrheitet. Jedoch, ſollen deshalb alle
Anlagen abgeſperrt werden, weil in ihnen eventuell nächtlich Un
fug getrieben werden kann Die öffentliche Meinung würde ſicher
lich für die Anſicht des Magiſtrats ſein. Stadtv. Heiſer
ſpricht im Sinne des Stadtv. Friedrich und Keil es könne
ja jeder anſtändige Bürger gegen 50 Pf. Entgeld einen Schlüſſel

ſeinen Wunſch erhalten. Stadtv. Schmidt (der Stärke-
fabrikant und Führer der Liberalen. D. R.) legt ſich mit Emphaſe
ins Zeug gegen die t an das rohe Volk. Er hält die
jetzige Zeit für noch nicht gekommen, um dies zu gewähren.
(Wann denn etwa wenn die ſo energiſch betonte ſtarre Kon-
ſequenz des Herrn Schmidt in die Brüche gegangen ſein wird, mit
welcher er die Freigabe des Parks der Privilegierten be-
kämpft? D. R.) Der Vorſitzende iſt für den Antrag und
erklärt die Verleihung von Schlüſſeln an Bevorzugte für einen
großen Uebelſtand, der im Publikum noch garnicht recht bekannt
geworden. Er ſelbſt ſei 14 Jahre Bürger Halles; er
habe aber erſt durch die Verhandlungen über den Gegenſtand
Kerntnis von dieſem als unzuläſſig zu bezeichnenden
Zuſtand erhalten. Stadtverordneter Fölſche (der Privat
ingenieur) iſt natürlicherweiſe gegen die Oeffnung des Parkes
für das „Volk“. Stadtv. Brünecke ſpricht ſich im Sinne des
Oberbürgermeiſters aus und wiederholt den Eventualantrag Neſſes.
Ein Schiußantrag wird angenommen. Stadtv. Neſſe meint dem
Stadtv. (Rechtsanwalt) Keil gegenüber: Es ſei zwar ſchwer gegen
die Ausführungen von Juriſten aufzukommen. Aber es ſei doch
nichts Seltenes, daß die Rechtsſprüche der erſten Jnſtanzen durch
andere Jnſtanzen wieder umgeſtoßen würden und ſo ſei die
Stadtverordnetenverſammlung, die noch lange kein juriſtiſches
Spruchkollegium ſei, ſicherlich dazu berechtigt, einen früher gefaßten
Beſchluß durch einen neueren zu erſetzen. Bezüglich des Förſter
ſchen Proteſtes exemplifiziert Referent auf die „Schlüſſelleute“,

erade die ſeien es, die ſich bei Beerdigungen über die Gräber
inweg vordrängen; auch weiſt er auf die Störung hin, die der

Jahrmarktslärm auf dem Nordfriedhof veranlaſſe. Der Antrag
Neſſe ſowie der Eventualantrag werden abgelehnt. Dafür
ſind nur die 15 Unterzeichner des Antrages.

10. Die Rechnung der von Ritzenbergſchen Stiftung für
1. April 1894/95 wird entlaſtet. Dieſelbe ergiebt 416.79 M.
Einnahme, 416.00 M. Ausgabe und 0.79 M. Beſtand. Referent
Stadtv. Sach s.

Ein Antrag aus der Verſammlung: Die Stadtverordneten
Verſammlung wolle den Magiſtrat erſuchen, Bedacht zu nehmen

Gelegenheit zu einer ge

auf Abſtellung der Zugluft in einem Teile des Sitzungs-
ſaales und Verbeſſerung der Akuſtik in demſelben, wird
originellerweiſe von dem größeren Teile der Verſammlung nicht
verſtanden und muß von dem Vorſitzenden wiederholt verleſen
werden. Stadtbaurat Genz mer meint, daß ſich der Uebelſtand

Um ſich über das
Weſen der Akuſtik näher zu belehren, ſei ihm ein ſehr inſtruktives
Werk ſeitens des Stadtv. Friedrich überreicht worden, in deſſen
Lektüre er ſich vertiefen wolle, um daraus Nutzanwendungen auf
den Saal zu machen. Stadtv. Friedrich geſteht, daß bei an
gegriffenen Nerven es hier viel anſtrengender ſei, mehrere Stunden
lang aufmerkſam ſitzen zu müſſen, als im alten Saale (Sehr
wahr. D. B.). Redner wünſcht, daß das Bauamt ſofort Mittel
und Wege ſuchen möge, die beregten Uebelſtände zu beſeitigen.
Der vorliegende Antrag wird angenommen.

ohales an Fravimziehles,
Doane a E., 9 Oktober

Die zweite Bürgermeiſterſtelle, welche durch den
Abgang des Bürgermeiſters Dr. Schmidt frei wird, ſoll nach
dem Beſchluß, der in der geſtrigen geſchloſſenen Sitzung der
Stadtverordneten gefaßt wurde, öffentlich ausgeſchrieben
werden.

Stadtrat v. Holly als zweiter Bürgermeiſter
von Halle in Sicht. Jn der geſchloſſenen Sitzung der
Stadtverordneten vom Montag wurde die Wahl des Ge-
nannten für das frei werdende Amt beinahe perfekt. Eine
größere Anzahl der Stadtverordneten ſprach ſich für ſofortige
Wahl desſelben aus, während andere, ohne gegen dieſe Wahl
ſich zu erklären, für eine öffentliche Ausſchreibung
der Stelle eintraten. Es kann leicht geſchehen, daß Halle
einen Polizeirat, beziehungsweiſe einen Amtsanwalt zum
zweiten Bürgermeiſter erhält. Wir ſtellen uns das Ver-
hältnis eines Amtsanwalts zu dem Amte eines Bürger-
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Garnierte und ungarnierteDamen und Mädchen-Hüte
von der einfachsten bis zur elegantesten Art.

Knaben-Hüte und Mützen.
Seidenband, Spitzen, Stickereien, Blumen,

Federn, Schleiertülle, Handschuhe, Fächer
Regenschirme, Tapisseriewaren und sämtliche

g PPutzſournituren. W

meiſters ungefähr ſo vor, wie das eines Staatsanwaltes zum
Richteramte.

Taſchen zu Augen auf! Ein neuer Bettelſack wird
eſchwungen. Der geſchäftsführende Vorſtand des Deutſchenarten ur Errichtung eines Völkerſchlacht-
enkmals bei Leipzi t es, der ſich i dieſen der Ver

e en Blutgang ganzer Völkerſchaften aus
em Archiv der Geſchichte herauszugraben, um damit in billigem

Patriotismus zu machen. Erſter Vorſitzender dieſes Bundes iſt
ein Herr Clemens Thieme (Leipzig?). Unterzeichnet iſt der „Aufruf
an das deutſche Volk“ von 80--90 Mitgliedern der Bourgeviſie
und des Beamtentums. Publikationsorgan und Sammelſtelle für
dies die Friedensbeſtrebungen und die Völkereintracht fördernde
Unternehmen iſt der hieſige „General-Anzeiger“. Die Wahl gerade
dieſes Blattes beweiſt, an welche Volksſchicht ſich dies r
Komitee mit ſeinem Schrei um Geld hauptſächlich wenden will.
Der bombaſtiſche Wortlaut des Aufrufs iſt in der Einleitung ver
altet er ſpricht von der in ſtolzer Freude ſtattfindenden Rüſtung
r 25 jährigen Jubelfeier der glorreichen Wiedererrichtung des

eutſchen Reiches. Dieſen Braſt wären wir ja nun endlich los,
denn der Katzenjammer über die Sedanrummelei hat manchen
hitzigen Kopf zur Ruhe gebracht. Es wird dann „gemahnt an
eine alte, heilige Ehrenpflicht: die Urnen der Heldenväter, die das
Vaterland aus der ſchmachvollen Knechtſchaft des fränkiſchen
Welttyrannen befreiten, ſind noch ungeſchmückt. Niemals ſoll
ihnen der Ruhmeskranz fehlen. Deutſches Volk, du glücklicher
Erbe aller der gewaltigen Errungenſchaften aus den Ehrenzeiten
von 1813 und 1870, hilf in deiner jubelnden Freude über die neu
erſtandene Reichsherrlichkeit dieſen Kranz mit winden!
Leipzig und Sedan ein Gedanke!“ So klingen die Phraſen
des erſten Teiles dieſes Aufrufs. Dann kommt eine wehmütige
Reminiszenz an die 50jährige Gedenkfeier der Schlacht bei Leipzig,
welche im Jahre 1863 unter der Teilnabme von 210 deutſchen
Städten ſtattfand und gelegentlich welcher auf Leipzigs denk-
würdigem Boden der Grundſtein zu einem National-
Denkmal gelegt wurde. Es heißt hiernach wörtlich weiter:
„Deutſches Volk, dieſer Stein mahnt dich ernſt und eindringlich
i Ehre des ewiggerechten Gottes, zur Ehre der deut
chen Freiheitshelden voll Selbſtverleugnung und Todesmut, zur

Ehre der getreuen Verbündeten, ja zu deiner eignen Ehre,
endlich das fehlende nationale Dankeszeichen für die deutſche
Befreiung r errichten! Erhebe dich darum zu opferfreu-
diger Begeiſterung für ein Völkerſchlacht-National Denkmal
bei Leipzig. Jeder trage ſein Scherflein bei und ſchließe ſich dem
„Patriotenbund“ an, der nur die einzige Aufgabe der Errichtung
eines ſolchen Denkmals hat.“ Es werden zum Schluß alle
Krieger Sänger, Schützen-, Turner- und ſonſtige „nationalen“
Vereine zu geldbringendenden Veranſtaltungen aufgefordert, die
zum Heile und Ruhme des heiß geliebten Vaterlandes
dienen ſollen! Iſt das nicht großartig geſprochen Dieſe
Leute, die hier von heiligen r mit ſolch phraſenreichem
Wortſchwall reden, haben ſie ſeit dem Jahre 1863, wo der Grund
ſtein zu dieſem Denkmal in ſo pompöſer Weiſe gelegt wurde, ge
ſchlafen Wo ſteckt denn bis dato ihr edler Patriotismus
Weshalb ſchreit der „Patriotenbund“ heute ſo ſehr nach dem
Scherflein des Volkes, das er als glücklichen Erben gewal-
tiger Errungenſchaften glorreicher Thaten der Väter bezeichnet
Welcher Errungenſchaften hat ſich denn das Volk zu erfreuen
aus welcher ſchmachvollen Knechtſchaft iſt denn das Volk errettet
worden Wer hat denn die Vorteile aus den Siegen der Kämpfer,
die dem Volke entſtammten, eingeheimſt? Das Volk wahrlich
nicht, welches jetzt ſeine „Scherflein“ ſpenden ſoll, ſondern die
Bourgeoiſie, welcher die Unterzeichner des Aufrufs angehören und
dieſe hatten 32 Jahre Zeit zur Hergabe der Mittel zum Zwecke
der Erfüllung der heiligen Ehrenpflicht, die ſie allein nur
ſchulden. Ein Hohn auf ihre eigne Gottheit iſt es, wenn ſie ſich
unterfangen, das Volk zu mahnen, zur Ehre des ewig gerechten
Gottes ein Denkmal für die deutſche Befreiung zu errichten. Ein
doppelt ſchwerer Hohn iſt es, dies unter den heutigen „Freiheits
verhältniſſen“ gerade in Sachſen auszuſprechen. Ein ewig gerechter
Gott kann ſolche Heuchelei nur verdammen und nimmermehr Ge-
fallen finden an der Vergewaltigung der Wahrheit. Der „Aufruf
an das Volk“ iſt ein Denkmal der Schande für die Veranſtalter
desſelben und ihrer Klaſſengenoſſen, die ſeit 32 Jahren die Taſchen
feſt zugehalten haben um ihrem Gotte die Ehre nicht zu
t Das Volk, das ſeinerzeit ſein Blut für die Intereſſen der
Beſitzenden nur für dieſe geopfert hat, das hat kein
Geld für Steine, das hat heute nicht einmal Geld für Brot und
ſeine „Freiheit“ wird heute gerade von den Klaſſengenoſſen des
„Patriotenbundes“ mit Füßen getreten. Darum: Volk! Augen
auf Taſchen zu!

Ein Wanderlagerhalter von beſonderer Unverfroren-
heit ſcheint der Zigarrenausverkäufer in der großen Ulrichſtraße
zu ſein, mit dem wir uns in der Dienstag-Nummer beſchäftigten.
Dieſer noch ſehr jugendliche Unternehmer kann wahrlich noch recht
viel vor ſich bringen auf dem Gebiete der Ausbeutung der Leicht-
gläubigkeit Urteilsloſer. Mit einer an Naivetät grenzenden Po-
madigkeit eröffnete er hier ſein das rauchende Publikum beglückendes
Qualmnudel-Auktions-Reſtbeſtände Etabliſſement. Er mietete auf
14 Tage den leerſtehenden Laden, improviſierte in einfachſter
Weiſe ein Verkaufseinrichtung, dekorierte Fenſter und Laden mit
Leinewandplakaten, die ſchon an manchen anderen Orten S
Zwecken gedient haben, wie deren ſchmutzige Beſchaffenheit beweiſt,
warf einige Haufen und Kiſten Zigarren auf den Schaufenſter
boden, bezeichnete die verſchiedenen Sorten mit fingierten Preis
herabſetzungen und legte los. Und ſiehe da, ſie kamen die
nicht alle werden. Von der Anmeldung des Gewerbes, des Wander-
lagers war nicht die Rede. Er hoffte viell icht, auf die kurze Zeit
ohne irgendwelche Behelligung davonzukommen d. h. der Steuer
kaſſe ein Schnippchen ſchlagen zu können. Er hatte ſich verrechnet.
Unſer Artikel über dies reinliche Geſchäftchen hatte den Erfolg,
daß ihm die Abnahme des Schwindelplakates mit der Unterſchrift
„Der Verwalter“ polizeilich anbefohlen wurde. Eine Vorladung
wegen Steuerhinterziehung war für ihn von anderer Seite ver
anlaßt worden. Allmählich gehen auch dem Publikum die Augen
auf, denn wie mehrfach beobachtet wurde, iſt das zum Verkauf
gebrachte Kraut von einer Beſchaffenheit, daß manche Raucher
desſelben ſchon bald nach dem Verlaſſen des Ladens die ange
rauchten Havann--Aeſer von ſich werfen. Es iſt zu erwarten, daß
der ſehr keck auftretende junge Menſch noch vor Ablauf der vier-
zehn Tage den Halleſchen Staub von ſeinen Füßen und
eine neue Stätte für ſeine atmoſphärenverſtänkernde Wirkſamkeit
aufſucht. Unverforen iſt der junge Menſch in der That, denn er
geniert ſich nicht, die Käufer, die in blöder Weiſe ihr Geld für
zweifelhafte Ware hingeben, hinterher einfach auszulachen. Un

Artikel vom Montag über ſein Geſchäft hat er ausge-
chnitten und mit dem Kopf unſerer Zeitung verſehen im Schau-

fenſter ausgehängt. Die Aufmerkſamkit der Paſſanten ſucht er
zu erregen durch die darüber geſetzten Worte: „Konkurrenzneid
reif fürs Jrrenhaus!“ Nicht wahr? Der Burſche is jut!
Zu verwundern iſt nur, daß dieſem dreiſten Patron nicht ſofort
die Klappe zugemacht wurde, denn ehe der Staatsanwalt
einzuſchreiten vermag, iſt derſelbe längſt über alle Berge.

Nur bis zum 12. Oktober noch dürfen die aus dem
vorigen Quartal rückſtändigen Steuern, Schulgelder,
Waſſergebühren u. ſ. w. bei der ſtädtiſchen Steuerkaſſe ein
gezahlt werden. Von da ab können dieſe Reſte nur an die mit
der Einziehung beauftragten Vollziehungsbeamten bezahlt werden.

Geschäftshaus

J. IEWIN
Halle a. S. Marktplatz 2 u- Z.

Proben und Kataloge gratis.
Aufträge v. 20 M. an portofrei



Das hieſige Landratsamt macht bekannt, daß infolge des
Ausbruchs der Maul und Klauenſeuche unter dem Be
ſtande des Rindviehs des Rittergutes Merbitz und des Koſſathen
e e Trebitz, die Ortſchaften: Merbitz, Nauendorf,
rieſter, Trebitz Lebendorf und Bebitz geſperrt ſind für

die Abhaltung aller Vieh und Pferdemärkte und daß der Auftrieb
von Vieh auf die Wochenmärkte unterſagt iſt. Das Treiben von
Vieh außerhalb der eigenen Feldmarkgrenzen der bezeichneten Ort
ſchaften ſowie das Treiben in oder durch dieſelben ſeitens anderer
Ortſchaften iſt verboten. Geſtattet iſt aber die freie Benutzung
von Zugvieh aller Art. Verboten iſt ferner noch das Verladen

Vipgieh. Schweinen und Schaffen auf den Bahnhöfen Trebitz
und Bebitz.

Aus dem Büreau des Stadttheaters. Für morgen
Donnerstag iſt die zugkräftige Zellerſche Operette „Der Vogel
händler die bereits zum fünftenmal in Szene geht, angeſetzt.
Freitag findet eine Aufführung von Meyerbeers prächtiger Oper
„Die Hugenotten“ ſtatt.

Verhaftet wurde am Montag der Zimmermann Friedrich
Franke, Hausbeſitzer in der Friedrichſtraße. Derſelbe hat fich in
vielen Fällen der Unzucht mit kleinen Mädchen e
Er lockte dieſelben durch Verabfolgung von Leckereien. Wiederholt
beging er unſittliche Handlungen mit der 9 jährigen Tochter des
grva ers einer hieſigen Speiſeanſtalt. Auch mit größeren Mäd-

en ſoll er ein Gleiches begangen haben. Franke ſoll identiſch
mit der Perſönlichkeit ſein. welche im Laufe der letzten Zeit auf
der Wieſe Attentate gegen kleine Mädchen verſuchte reſp. beging.

Getötet wurde während der ſeines Dienſtes der
Hilfsbremſer Freyberg, welcher auf dem Güterbahnhof hier zwiſchen
die Puffer zweier Wagen geriet.

Gerbſtedt. Der Grundſtein zum hieſigen Stationsgebäude
der Halle-Heitſtedter Bahn wurde am Sonnabend gelegt. Von
Hettſtedt aus iſt mit der Legung der Schienen begonnen worden.

Helbra. Am Montag fand der Bergmann Schulze aus
Feggrf ſeinen Tod auf dem Ernſtſchachte durch niedergehendes
Geſtein.

Magdeburg. Der Lampenanſtecker Heiſe wurde am Montag
mittag auf dem Zentralbahnhof hierſelbſt durch einen Zug tot-
gefahren.

Wittenberg. Der durch ſeine politiſchen Wandlungen als
beſonders geſinnungsfeſter Geſchäfts mann bekannt gewordene
Buchdruckereibeſitzer W. Fiedler von hier iſt Montag abend hier
plötzlich verſchieden. Er hat hier erſt das liberale Wittenberger
Wochenblatt gegründet, dann wurde er konſervativ um den Titel
eines amtlichen Kreisblattdruckers zu erhalten. Durch eine in
dieſem Blatt Ende der 80er Jahre begangene Majeſtätsbeleidigung,
für welche der damalige Redakteur desſelben beſtraft wurde, machte
er von ſich reden. Hiernach wandelte er infolge Entziehung der
Würde eines Amtsblattdruckers das in ein Kreisblatt verwandelte
Wittenberger Wochen blatt wieder in ein Wittenberger Tage-
blatt um und verkaufte ſchließlich den ganzen Rummel: Blatt,
Druckerei und Grundſtück für wie man erzählt das runde
Sümmchen von 150000 M. Ein ſehr „befähigter“ Kopf das
Muſſter einer modernen Ordnungsſtütze war alſo dieſer Ehren-
mann, der auf ſeinen Lorbeeren keine Ruhe finden konnte und
darum eine neue zeitgemäß ausgeſtattete Druckerei errichtete und
einem zeitgemäßen Bedürfnis entſprechend eine parteiloſe Zei-
tung, genannt Deutſche Bürgerzeitung gründete. Vielleicht hat
ihn der Aerger über Mangel an Erfolg mit dieſem Unternehmen

etötet.v Erfurt. Die im Zuchthaus Haſſenberg ſitzende Frau des Ober

förſters Gerlach, die wegen Mißhandlung ihres Dienſtmädchens
dort interniert iſt, braucht angeblich dort nichts zu thun weil
ſie ſich zu arbeiten weigert. Dafür ſoll ſie die Gefangenenkoſt,
die ſie erhält, aus eigener Taſche bezahlen. Das wäre ja eine

Kantſchu Luſt zur Arbeit beigebracht? Daß im Zuchthaus
Haſſenberg Standesunterſchiede gegenüber den Gefangenen beob-
achtet werden ſollten, iſt dw wohl nicht anzunehmen.

Torgau. 200 000 M. ſollen vom Landtage gefordert werden,
um die von einer höheren Baukommiſſion in Vorſchlag gebrachten
Reſtaurierungsarbeiten am Schloß Hartenfels hier, das bis
her als Kaſerne benutzt wird, ausführen zu können. Dieſe Reſtau
rierung ſoll angeblich zu dem hegten damit das Schloß
e den für einen der Söhne Wilhelms II. hergerichtet wer

en kann.

Aus dem Reiche.
Hamburg. Jn dem gegen den früheren Direktor

der Hamburger Maklerbank Julius Cohn und Siegmund Hechſcher
wurde rer beide Angeklagte auf je zwei Jahre Gefängnis und
3000 M., event. weitere 200 Tage Gefängnis erkannt.

Altona. Die der Majeſtätsbeleidigung angeklagten Tiſchler
Schütt, Strack und Maß wurden von der Strafkammer l des
hieſigen Landgerichts freigeſprochen.

S ar Mißhandlungen durch Polizei-Beamte.
Die Schutzleute Hermann Möck und Mathias Buchem aus M. Glad-
bach waren angeklagt, bei Ausübung ihres Amtes eine Körper-
verletzung ausgeübt zu haben Dieſelben hatten einen jungen
Mann in roher Weiſe mißhandelt, ihn dann auf einen Ziegel-
teinhaufen geworfen und dort liegen an Jeder
ieſer Beamten wurde von der Strafkammer zu fünf Monaten

Gefängnis verurteilt.
Zwickau. Am Sonnabend wurden hier vom Landgericht

43 militärpflichtige junge Leute wegen der Militär-
pflicht in contumaciam zu je zweihundert Mark Geldſtrafe oder
vierzig Tagen Gefängnis verurteilt. Sie haben es vorgezogen,
den Staub des Vaterlandes von den Füßen zu ſchütteln und der
Ferienkolonie fernzubleiben.

Breslau. Großes Aufſehen erregt die Verhaftung einer den
ſogen. beſten Geſellſchaftskreiſen angehörigen jungen Dame wegen
Ermordung ihres 5 Tage vor der Ho Le eborenen
Kindes. Die Einzelheiten der grauſigen That laſſen faſt Jrrſinn
vermuten.

Vermiſchtes.
Ein weißer Rabe unter ſeinesgleichen ſcheint der Land

rat des Kreiſes Pleſchen zu ſein, er erläßt im Kreisblatt eine Be-
kanntma Lung, daß die Dienſträume des Landrateamtes im neuen
Kreisſtändehauſe untergebracht ſind und darin heißt es dann: „Es
wird mir angenehm ſein, wenn ſich ein recht reger perſönlicher
Verkehr zwiſchen den Kreiseingeſeſſenen und mir entwickelt, und
es iſt mir namentlich lieb, wenn der Bauer und Kleinbürger mich
mit ihrer Sorgen und Nöten vertraut machen. Je ärmer und ge
ringer jemand im Kreiſe iſt, deſto mehr bedarf er meiner Fürſorge
und deſto bereitwilliger wird er mich finden, mit ihm durchzu-
ſprechen, wo ihn der Schuh drückt, wenn ich auch leider nicht
immer und überall werde helfen können. Die diesſeitigen
Büreaubeamten und Schreiber ſind ſtreng angewieſen, niemals

Heiteres.
Er weiß es. Gaſt: Kellner ich möchte etwas Saures zum

Braten!“ Der Herr Oberkellner: „Piccolo, gieb dem Herrn die
Weinkarte.“

Benützte Gelegenheit. Herr (eine Geſellſchaft ver
laſſend): „Aber Johann, haben Sie große Hände!“ Johann
müVi: Herr Baron, da ſpürt man ſo ein Fünfzigpfennigſtück gar
nicht

Tiefſinnige Betrachtung. „Meine Frau iſt die Tochter
eines Schnapsbrenners!“ „Ja, ja, durch den Schnaps iſt ſchon
manches Unheil in die Welt gekommen!“

Renommage. Gaſt: „Jſt die Zunge auch ganz friſch
alten ifielich, mit der können Sie ſich beinahe noch unter
alten

r
Für die Familien der Opfer im Eſſener

Meineidsprozeß wurden
Nicht 0.80 M., ſondern O. 85 M. ſind durch L. unter Spitz

marke: nicht für Münter ſondern für Schröder abgeliefert.

Briefkaſten der Redaktion.
Der Einſender des Berichts über rweras Brauerei

wird gebeten in unſerer Redaktion vorzuſprechen.
Friedrich W., Spitze. Bericht in eingeſandter Form nicht

verwendbar, wir müſſen erſt perſönlich mit Jhnen und Jhrer
Tochter die Angelegenheit beſprechen.

Abonnent Nietleben. Warum nicht mit Namen unterzeich
per Wenden Sie ſich doch brieflich an die Halleſche Vieh Ver
icherung.

Abonnent K. Wenn Herr Hauſe, Schimmelſtraße 17, unſer
Blatt abgiebt und ein anderes leſen will, ſo iſt das ſeine Sache,
ebenſo wie jeder Arbeiter ſeine Einkäufe J wo er will.

Schmol, Hackebornſtraße, iſt Abonnent des Volksblattes.

Standesamtliche Nothrithten.
Halle, den 8. Oktober.

Aufgeboten: Der Handarbeiter Julius Sänger und Helene
Pfeiffer (Saalberg 23 und Zwingerſtraße 8). Der Handarbeiter
Richard Gebhardt und Johanna Baumann (Ackerſtraße 3). Der
Krankenwärter Ernſt Seyfert und Frieda Reinicke (Magdeburger-
ſtraße 18 und Mangsfelderſtraße 25). Der Kaufmann Willy
Der und Bertha Hanf (Halle a. S. und Unter-Teutſchenthal).

er Polizei Sergeant Franz Berndt und Franziska Werner(Halle a. S. und Merſeburg)
Geboren: Dem Diener Guſtav Kaiſer ein S., Kurt Otto

(große Steinſtraße 58). Dem Schneidermeiſter Auguſt Huſung
eine T., Minna Frieda (große Klausſtraße 7). Dem Handarbeiter
Auguſt Waldheim eine T., Jda Luiſe (Kellnerſtraße 16). Dem
Kutſcher Otto Schiedewitz eine T., Johanne Margarethe (Böll
bergerweg 66). Dem Liniürer Adolf Bonge ein S., Ernſt Adolf
Kurt (kleine Ulrichſtraße 36). Dem Fleiſchermeiſter Karl Morig
eine T., Auguſte Anna Margarethe (Liebenauerſtraße 7). Dem
Keſſelſchmied Friedrich Langwagen eine T.. Anna Schloſſer
ſtraße 7). Dem Handarbeiter rn Schneidewind ein S.
r Karl Paul Albrechtſtraße 40). Dem Handarbeiter Ernſt
Müller eine T., Elſe Frieda (Mittelwache 5). Dem Eiſenbahn
Sekretär Theodor Borchert eine T., Charlotte (Blücherſtraße 8).
Dem Böttchermeiſter Karl Eckardt ein S., Leipzigerſtraße 31).

Geſtorben Des Schloſſermeiſter Ernſt Oppermann ein S.,
totgeboren (Auguſtaſtraße 9) Des Böttchermeiſter Karl Eckardt
S., 1 Tag Leipzigerſtraße 31). Des Zimmermann Karl Schwarz
T. Margarethe, 5 J. V 27). Des Arbeiter Wilhelm
Vandewe genannt Hanſen S. Kurt, 10 Mon. (Klinik). Marie
Wiedemann 59 J. (Siechenanſtalt). Der Privatmann Karl

für Giebichenſtein und Umgegend.
(E. G. m. bNur bis Sonnabend den 12. d. M.

täglich nachmittags von 5--8 Uhr
werden die noch ausſtehenden Rabattmarken, welche im Geſchäftsjahr 1894
bis 1895 (1. Oktober bis 30. September) verausgabt wurden zurückgenommen
im Geſchäftslokal in Giebichenſtein, Ecchendorffſtraße 25.

Der Vorſtand.

Geſangver. Liederkreis.
Zu unſerem am Sonnabend den 12. d. Mts. im Wintergarten

ſtattfindenden

18. Stiüftungsfeste
beehrt ſich Freunde und Gönner hierdurch einzuladen Der Vorſtand.

W Anfang S Uhr. T

Reſtaurations-Eröffnung.
Meinen werten Freunden und Genoſſen zeige hiermit an, daß

Reſtaurant und Gartenlokal

Tann Händelpark
Nikolaiſtr. 6 (Geburtshaus Händels) Nikolaiſtr. 6

Ausſchauk der Halleſchen Export
Brauerei von Fr. Günther

übernommen habe. Es wird mein Beſtreben ſein, auch in dieſem
neuen Unternehmen meine Gäſte nach jeder Richwng hin aufs Beſte
u bedienen und empfehle hiermit meine freundlich ausgeſtatteten
Lokalitäten zu recht zahlreichem Beſuch.

Achtungsvoll

Wilhelm Grothe.
Vereinszimmer ſtehen zur Verfügung.

ich das

W

G. Frodes Gaſthaus, Delitzſch
Gartenreftaurant mit Kegelbahn großer Konzert- und Ballſaal.

Empfehle meine Lokalitäten bei Ansflügen e. zur geneigten Benutzung.
W Gute Küche ff. Biere und Weine. a

r So

Musik.
Meine Wohnung befindet ſich jetzt

Zietenftraße 25, Giebichenſtein.
Fernſprecher bitte Nr. 825 Kaufmann Beyer) zu benutzen.

H. Engelmann. Kapellmeiſter.
e W r Donnerstag d. 10. Okt.th e Hochſtraße Nr. 19. Franz Barthel, Thorſtraße 23.

Direktion: Hans lulius Rahn.

Aue den 10. Oktober.
Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.26. Vorſtell. 21. Abonnem. -Vorſtell.

gang weiß.
um 5. Male:

Der Bogelhänvdler.
Komiſche Operette in 3 Akten v. M. Weſt
und L. Held. Muſik von Karl Zeller.

Freitag den 11. Oktober.
27. Vorſt. 22. Abonnements-Vorſtell.

Farbe: rot.
Die Hugenotten.

Große Oper in kten von Giacomo

Walhalla-Theater,
Direktion Richard Hubert.

Gämlich neuer Spielplan!
Miß Dicka, Magierin, mit ihrem ge

heimnisvollen Wunder Kabinett.
(Senſationell?) Die neMerkoel, kontorſioniſtiſche Gymnaſtike-
rinnen. Frères Mathias,Teufels-Exzentriker. Miß Antonie,

Gymngſtikerin am hängenden Trapez.
Mr. Blennow mit ſeiner Meute ab-
gerichteter e The Ham-ruys, muſikaliſch-exzentriſche Fantaſten.

Fräulein Fritzi Korn, Wiener
KoſtümSoubrette. Herr Max Wal-
den, Geſangs und Charakterhumoriſt

Beginn 8 Uhr. Gude U Uhr.

National-Ihoator,
Mittwoch den 9. Oktober

Neu einſtudiert. Zum 1. Male:
Der Fettelſtudent.

Große komiſche Operette in 3 Akten von
C. Zeller und R. Genee.

Muſik von Karl Millöcker.
Donnerstag den 10. Oktober.

Zum 2. Male.
D. Großer Lacherfolg. W

Schmetterlinge.
Poſſe mit Geſang in 4 Akten v. W. Man-

ſtädt. uſik von G. Steffens.
Anfang 8 Uhr. Kaſſenöffnung 7 Uhr.

6 Pfd. Brot für 50 Pfg.
empfiehlt Otto Hänel,

Geiſtſtraße 46. Harz 12.
Kraft. Mittagstiſch (p. Woche 3.4)
gr. Brauhansftr. 10, im Reſtaurant.

R. Neuthor, Moritzzwinger 7
empf. ſ. Rafier- u. Hageſchrneide-Salon.
Daſ. werd. Zöpfe gut u. bill. angefertigt.

Donnersta
S 3 lachte e ſt.

Alb. Streuber,
Thomaſiusſtraße Nr. 36.

Dietrich, 57 J. (Auguſtaſtraße 3).

Für die Redaktion verantwortlich: Franz Lehmann in Halle.

Die Volksbuchhandlung
Halle a. S., Fölbergaſſe 1

hält ſich zur Anſchaffung nachſtehender Werke beſtens empfohlen.
Verhandlungen und Beſchlüfſe des

Jnternationalen Arbeiter Kongreſſes
zu Brüſſel. (16. bis 22. Aug. 1891.)
36 S. Preis 20 Pf.

Verhandlungen des dritten öſtreichi
ſchen ſozialdemokratiſchen Parteitags.
Abgehalten zu Wien vom 5. bis
9. Juni 1892. 176 S. 30 Pf.

Verhandlungen des Parteitages der
Deutſchen Sozialdemokratie in St.
Gallen. Abgehalten vom 2. bis 6. Ok-
tober 1887. 50 S. Preis 25 Pf.

Protokoll über den Kongreß der Deut
ſchen Sozialdemokratie in Kopen-
hagen. Abgehalten vom 29. Mär
bis 2. April 1883. 38 S. Preis 20 Pf.

Protokoll des Jnternationalen Arbeiter
Kongreſſes zu Paris. Abgehalten
vom 14. bis 20. Juli 1889. Deutſche
Ueberſetzung. Mit einem Vorwort von
Wilh. Liebknecht. 133 S. 25 Pf.

Protokoll über die Verhandlungen des
Parteitages der Sozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands. Abgehalten zu
Halle a. S. vom 12. bis 18. Oktober
1890. 318 S. Preis 50 Pf.

Protokoll des internationalen ſozia
liſtiſchen Arbeiterkongreß vom 6. bis
12. Auzuſt 1893 in Zürich. Preis
50 Pf.

Protvokoll über die Verhandlungen des
arten der Sozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands. Abgehalten zu
Erfurt vom 14. bis 20. Okt. 1891.
368 S. Preis 50 Pf.

Protokoll der Verhandlungen des erſten
Kongreſſes der Gewerkſchaften Deutſch
lands. Abgehalten zu Halberſtadt
vom 14. bis 18. März 1892. 96 S.
Preis 20 Pf.

Protokoll über die Verhandlungen des
Parteitages der Sozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands. Abgehalten zu
Berlin vom 14. bis 21. November
1892. 304 S. Preis 50 Pf.

Protokoll des Kongreſſes der Deutſchen
Sozialdemokratie. Abgehalten auf
Schloß Wyden in der Schweiz vom
20. r 23. Auguſt 1880. 51 S. Preis

Protokoll über die Verhandlungen des
Parteitages der Sozialdemokratiſchen
t Deutſchlands. Abgehalten zu
Köln a. Rh. vom 22. bis 28. Oktbr.
1893. Preis 40 Pf.

Protokoll über die Verhandlungen des
Parteitages der Sozialdemokratiſchen
Partei Deutſchlands. Abgehalten zu
Frankfurt a. M. vom 21. bis 27. Of
tober 1894. Preis 25 Pf.

Soeben eingetroffen

Poſtillon Nr. 21.
W Preis 10 Pf. W

Zu beziehen durch

Künstl. Zähne,
à Stück 3 ſetzt ſchmerzlos ein,
Reparaturen, Plombiren, Zahn-
operationen führt aus

Rob. Pfaudler,
Leipzigerſtraße 33 II.

Schriftl. Arbeiten, als: Klagen, Kon
trakte, Eingaben an Behörden c. fertigt
der Privatſ. Hamann, Saalberg 27.
K. Zähne v. 2 a., Plomb. u. Rep. ſof.
W. e. g. Geb. h. w., w. ſ. a. Effe, Markt 14, II.

Neues Sopha, ſolid gearb., billig
zu verkaufen eorgſraße 13, p.

Dezimalwage mit Gewichten, faſt
nen, z. verk. Fürſtenthal 1, p. l.

Schiebekiſten empfiehlt billigſt
gr. Märkerſtraße 23.

Einſp. Federrollwagen m. Schutz
für 60 .4 zu verk. Magdeburgerſt. 61.

Rohrſtühle werd. dauerh. geflochten
und aufpoliert Schillerftraße 45, i. K.

z. kaufen geſ.

Die VBolksbuchhandlung, Bölbergaſſe 1.

Ein kleiner gebr. Kanonenofen wird
iebich., kl. Breitenſt. 3, I.

Ein Poſten Roßhaar zu verkaufen
Giebichenſtein, Königsberg 1.

Ein kleiner wachſamer Hund zu ver
kaufen Thorſtraße 24, H. l.

Ein guter Zughund zu verkaufen.
Zu erfragen Hoheſtraße 15.

Kinderſchuh Sonnt. Ecke Wörmlitzerſt.
verl. Bitte abzugeben Ludwigſtr. 41, II.

Familien-Wohnungen
X in Loeſt's Hof in der Merſeburger-
X ſtraße mit Garten u. Bad von 145
X bis 160 Mark. Auskunft ert. d.
x Jnſp. Mauß, Schmiedſtr. 36.

Eine Wohnung zu vermieten
Giebichenſtein, Steinſtraße 5.

Anſt. Schlafſtelle offen, vornh.
Pfännerhöhe 43, 3 Tr. r.

Elegant möbl. Wohnung u. Schlafz.
zu verm. f. 1 od. 2 H. Trödel 17.

Anſtändige Schlafftelle offen
Geiſtſtraße 23, 3 Tr. l.

Anſt. Schlafſtelle offen Martinſtr. 23, II r.
Verlag und für die Inſerate verantwortlich Aug. Groß, Halle. Drack der men Sreſekee Vahraehhe (e. G. m. b. H.), Halle.
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